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I. Ausgangslage: 

In der BBSR-Wohnungsbauprognose 2030 (veröffentlicht im Mai 2015) 
wird der Wohnungsneubaubedarf bis 2020 mit 272.000 Wohnungen pro 
Jahr beziffert. Hinzu kommen der Nachholbedarf aus den vorangegange
nen Jahren und der zusätzliche Bedarf aufgrund der erhöhten Zuwande
rung, die in den Berechnungen nicht im aktuellen Umfang berücksichtigt 
werden konnte.  

Für die nächsten Jahre (bis 2020) wird von einem Bedarf von 350.000 bis 
400.000 Wohnungen pro Jahr ausgegangen. Die bedarfsgerechte De
ckung der Wohnraumnachfrage ist erklärtes Ziel des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB). Bei der 
Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch die Errichtung neuer Ge
bäude spielen neben der Wirtschaftlichkeit und den unten genannten Kli
maschutzzielen die Baukosten eine entscheidende Rolle. Diese werden 
auch durch geltende Neubauanforderungen in der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt. Ein Teil dieser Anforderungen betrifft den Energie
bedarf der Gebäude (Energieeinsparverordnung - EnEV) und vorgegebene 
Verpflichtungen bzw. Quoten der Nutzung erneuerbarer Energie bzw. Er
satzmaßnahmen aus dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWär
meG).  

Energetische Anforderungen sind notwendig, um die energie- und klimapo
litischen Ziele der Bundesregierung für den Gebäudebereich erreichen zu 
können. Ziel der Bundesregierung ist es, bis 2050 einen nahezu klimaneut
ralen Gebäudebestand zu erreichen. Hierzu sollen diese Anforderungen 
einen Beitrag leisten. Darüber hinaus müssen die europäischen Vorgaben 
der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(2010/31/EU, Gesamtenergieeffizienz-Richtlinie) beachtet werden. Ge
genwärtig wird diese Richtlinie in Deutschland im Wesentlichen durch das 
EnEG, die EnEV und in Teilen durch das EEWärmeG umgesetzt, das auch 
der Umsetzung der Europäischen „Richtlinie zur Förderung der Nutzung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen“ (2009/28/EG) dient. Die in der EU- 
Gesamtenergieeffizienz-Richtlinie enthaltene Vorgabe, den sog. Niedrigs
tenergiegebäudestandard bis 2019 bzw. 2021 einzuführen, ist u. a. Ge
genstand der derzeitigen Novellierung des Energieeinsparrechts. 

Anlässlich seiner Zustimmung zur 2. EnEV-Änderungsverordnung am 
11.10.2013 hat der Bundesrat gefordert: 

„…eine erhebliche Vereinfachung beim Vollzug der energiesparrechtli
chen Vorschriften [gefordert]. Hierzu müssen EnEG, EnEV und EE
WärmeG abgestimmt und in einer Regelung zusammengeführt wer
den.“ 
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Diese Forderung wurde in § 1 Abs. 1 Satz 4 EnEV verankert:  

„Im Rahmen der ... noch festzulegenden Anforderungen an die Gesam
tenergieeffizienz von Niedrigstenergiegebäuden wird die Bundesregie
rung ... auch eine grundlegende Vereinfachung und Zusammenführung 
der Instrumente, die die Energieeinsparung und die Nutzung erneuer
barer Energien in Gebäuden regeln, anstreben, um dadurch die energe
tische und ökonomische Optimierung von Gebäuden zu erleichtern.“  

Die Bauministerkonferenz hat am 29./30.10.2015 zudem folgenden Be
schluss gefasst:  

„Die Bauminister/-innen und Senatoren/-innen müssen den gesamten 
Markt für Wohnraum betrachten, nicht nur die Beschaffung von Wohn
raum für Flüchtlinge. Die Bauministerkonferenz ist der Auffassung, dass 
neben den ergriffenen Maßnahmen für bezahlbares Bauen und Woh
nen ... eine strukturelle Neukonzeption von EnEV und EEWärmeG im 
Jahre 2016 notwendig ist. Diese Optimierung muss eine hohe Klima
schutzwirkung mit niedrigen Bau- und Bewirtschaftungskosten verein
baren.“  

Einen im Wesentlichen gleichlautenden Beschluss hat die Umweltminister
konferenz gefasst. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit hat zugesagt, in der ersten Jahreshälfte 2016 im 
Rahmen einer Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft entsprechende Modelle 
zu erarbeiten und in einer Sonderbauministerkonferenz vorzulegen. 

Zum ergebnisoffenen Abgleich hinsichtlich der Frage der rechtlichen und 
technischen Umsetzung (Angleichung vs. Zusammenführung) der EnEV 
und des EEWärmeG wurde eine Studie („Instrumente und Rechtsfragen 
EEWärmeG“) im Auftrag des Bundesministeriums der Wirtschaft (BMWi) 
erstellt, die dem Autor im Entwurf vorliegt.  

Durch das BBSR wurde im Rahmen von Zukunft Bau ein Auftragsfor
schungsvorhaben mit dem Titel „EnEV 2017 – Vorbereitende Untersu
chungen“ beauftragt. Das Gutachten liegt ebenfalls im 1. Entwurf vor. 

Auf der Sitzung der Bauministerkonferenz am 13. April 2016 in Berlin ha
ben die Bauminister der Länder ihre auf der 127. Bauministerkonferenz am 
29./30 Oktober 2015 in Dresden geäußerte Auffassung bekräftigt, dass ei
ne strukturelle Neukonzeption von EnEV und EEWärmeG im Jahre 2016 
notwendig ist, die eine hohe Klimaschutzwirkung mit niedrigen Bau- und 
Bewirtschaftungskosten vereinbaren muss, insbesondere im Hinblick auf 
Bündnisse für bezahlbares Bauen und Wohnen im Bund und den Ländern. 

Das BMUB hat daher Gespräche mit Experten initiiert, deren Ergebnisse 
das Gutachten dokumentieren soll. In den Fachgesprächen wurden Mög
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lichkeiten eines zusammengeführten Anforderungssystems für die Regel
werke EnEG/EnEV und EEWärmeG diskutiert und die Konsequenzen für 
die Gebäudeplanung beleuchtet.

Ein zweiter Aspekt ist der Umstand, die bisherigen rechtlichen Regelungen 
der EnEV und des EEWärmeG sich vor allem auf die Gebäudeebene be
ziehen. Zugleich ist festzustellen, dass die Sanierungsrate von bestehen
den Gebäuden, die für die Erreichung der Klimaschutzziele eigentlich er
forderlich ist, in der Realität bei weitem nicht erreicht wird. Darüber hinaus 
werden die aktuellen Anforderungen der EnEV an neu errichtete Gebäude 
seitens der Wohnungswirtschaft unter Kostengesichtspunkten kritisch be
urteilt.  

Vor diesem Hintergrund ist vor allem von der Immobilien- und Wohnungs
wirtschaft die Frage thematisiert worden, ob sich durch ordnungsrechtliche 
Regelungen, die sich nicht (nur) auf das Gebäude beziehen, sondern 
(auch) Anforderungen auf der Ebene des (Wohnungs-) Quartiere formulie
ren, die Ziele des Klimaschutzes als auch der Kosteneinsparung nicht ef
fektiver erreichen ließen. Dabei soll der Quartiersbezug auf der einen Seite 
den Wohnungsbestand einbeziehen und auf der anderen Seite einen fle
xibleren Umgang mit den Anforderungen an Gebäude im Sinne eines Sys
tems kommunizierender Röhren ermöglichen.  

Das vorliegende Gutachten befasst sich mit der Frage, ob derartige Ansät
ze unter dem Blickwinkel des Ordnungsrechts erfolgversprechend sind, ob 
und inwieweit solche Vorschläge rechtlich zulässig wären und welche Voll
zugsprobleme sie aufwerfen. 

 

II. Aufgabenstellung 

Konkrete Ziele des vorliegenden Gutachtens sind: 

- Die Dokumentation der Ergebnisse zweier Expertendiskussionen, in 
denen Möglichkeiten eines zusammengeführten Anforderungssystems 
für die Regelwerke EnEG/EnEV und EEWärmeG diskutiert sowie die 
Konsequenzen für Gebäudeplanung und -optimierung sowie für Vollzug 
und Kosteneffekte beleuchtet wurden. 
 

- Ein Beitrag zu der Frage, ob Modelle zur Stärkung der energetischen 
Quartierssanierung (sowohl im Neubau als auch im Gebäudebestand) 
im Ordnungsrecht sinnvoll und rechtlich zulässig sind, um vor allem die 
definierten Ziele des Klimaschutzes besser und/oder kostengünstiger 
zu erreichen. 
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- Eine Darstellung der Auswirkungen möglicher Modelle zur Stärkung 
des Quartiersansatzes (Einspareffekte, Praxistauglichkeit, Vollziehbar
keit, Komplexität vs. Vereinfachung; Folgen für das gegenwärtige För
dersystem).  

 
- Aussagen zur Flexibilisierung der energetischen Anforderungen (Über-

/Untererfüllung bei Einhaltung eines bestimmten energetischen Ge
samtniveaus im Quartier) bei gleichzeitiger Stärkung des Beitrags der 
energetischen Sanierung von Gebäuden zur Energieeinsparung.  

 
- Die Prüfung einer Vereinbarkeit solcher Quartiersansätze mit der EU-

Gebäuderichtlinie. 
 

III. Ergebnisse des durchgeführten Workshops und der Bund-Länder 
Anhörung zu möglichen Modellen der Neukonzeption von EnEV/EnEG 
und EEWärmeG1 
 

Als inhaltliche Vorbereitung der Frage einer Neukonzeption wurde das 
Thema auf  

- einem Expertenworkshop am 4. Februar 2016 sowie 
  

- einem Bund-Ländergespräch am 26. Februar 2016  

diskutiert. 

 

Konkrete Fragestellungen waren: 

- Wie kann eine zusammengeführte Anforderungssystematik für 
EnEG/EnEV und EEWärmeG aussehen? 
 

- Welche Anforderungsgrößen sind für Gesamt- und Nebenanforderung 
geeignet? 

 
- Welche Konsequenzen ergeben sich für den Vollzug? 

 
- Welche Kosteneffekte ergeben sich durch die Zusammenführung? 

Die Ergebnisse der Diskussionen werden im Folgenden zusammengefasst.  

                                                                 
1 Die Ausführungen beruhen auf der Zusammenfassung der Workshops durch Herrn Prof. Dr.-Ing. Jens Knissel, 
Universität Kassel. 
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Expertenworkshop 

Auf dem Expertenworkshop wurden die Konsequenzen einer Zusam
menführung der Regelwerke EnEG/EnEV und EEWärmeG für Gebäu
deplanung und -optimierung sowie für Vollzug und Wirtschaftlichkeits
aspekte beleuchtet.  

Als Experten nahmen teil: 

 Herr Rechtsanwalt Michael Halstenberg 
 Prof. Dr.-Ing. Anton Maas – Ingenieurbüro Hauser; [1] 
 Prof. Dr.-Ing Bert Oschatz – ITG; [1] und [2] 
 Dr.-Ing. Martin Pehnt – IFEU; [2] 
 Herr Friedhelm Keimeyer – Öko-Institut; [2] 
 
Vier der fünf Experten repräsentieren die Autoren der bereits genannten 
zwei Studien mit starker inhaltlicher Relevanz zu dem Thema: 

 [1] EnEV 2017 – Vorbereitende Untersuchungen (Entwurf Endbe
richt) – Ingenieurbüro Hauser (IBH); Institut für Technische Gebäu
deausrüstung (ITG); Fraunhofer-Institut für Bauphysik (IBP); Ecofys 
Germany; schiller engineering 
 

 [2] Instrumente und Rechtsfragen EEWärmeG, AP3: Abgleich der 
Regelwerke EEWärmeG und EnEV/EnEG – Öko-Institut; Prof. Dr. 
Klinski; Rechtsanwälte Geiser & von Oppen; Institut für Technische 
Gebäudeausrüstung (ITG); Institut für Energie- und Umweltfor
schung (IFEU); Fraunhofer Institut für Systemtechnik und Innovati
onsforschung (ISI) 

 
Weiterhin nahmen 10 Personen unterschiedlicher Bundesministerien 
(BMUB / BBSR sowie BMWi) teil. Die Moderation übernahm Prof. Dr.-
Ing. Jens Knissel (Universität Kassel).  

Zur Reduktion der Komplexität der Diskussion wurde eine inhaltliche 
Eingrenzung auf den „Neubau von Wohngebäuden“ vorgenommen. Die 
notwendige Übertragung der Lösungsansätze auf Nicht-Wohngebäude 
sollte bei der Diskussion jedoch im Hinterkopf behalten werden. 

 

a) Allgemeine Bewertung der Zusammenführung der Regelwerke  

Die Experten bewerten die Zusammenlegung der Regelwerke gene
rell positiv. Es wurde betont, dass die inhaltliche Zusammenführung 
wichtiger sei als die formale. Auch wenn auf der Zeitschiene die Zu
sammenlegung ggf. nicht sofort erreicht werden kann, wird die mög
lichst konsequente Zusammenführung als die nachhaltigste Lösung 
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angesehen. 

Hierdurch können Kosten und Aufwand reduziert werden. Auch un
ter rechtlichen Gesichtspunkten ist die Zusammenführung zu begrü
ßen, da zwei Regelwerke zu einem Thema immer Auslegungsfragen 
aufwerfen. Das gilt auch für die Ausführungsverordnungen der Län
der und den Vollzug generell. Vorgaben aus einschlägigen EU-
Richtlinien sind bei der Zusammenführung der Regelwerke zu be
achten.

 

b) Möglichkeiten einer gemeinsamen Anforderungssytematik  
 

Die Überlegungen zur Ausgestaltung einer gemeinsamen Anforde
rungssystematik bildeten einen Schwerpunkt des Workshops.  

Es bestand Einigkeit darüber, dass eine Anforderungssystematik 
mit  

 einer Gesamtanforderung an das Gebäude einschließlich der 
Bewertung des Energieträgers (z.B. 푄� ) und 
 

 einer bzw. mehrerer Teilanforderungen zur Sicherstellung der 
Effizienz des Baukörpers und zur Sicherstellung eines Mindest
maßes an erneuerbarer Energien 
  

grundsätzlich geeignet ist. Diese Systematik entspricht im Prinzip 
der heutigen EnEV in Kombination mit dem EEWärmeG. 

Diskutiert wurde die Frage, ob die Gesamtanforderung durch eine 
oder zwei Teilanforderungen ergänzt werden sollte. Behandelt wur
den die Teilanforderungen:  

 „Nebenanforderung2

meschutz (푄�,��� oder 퐻�
� ) des Baukörpers;  

 
 EE-Quote: Erneuerbare Ener

: Energieeffizienz bzw. den baulichen Wär

gien-Quote entsprechend EEWär
meG.  

                                                                 
2 Die aktuelle Energieeinsparverordnung enthält neben der Gesamtanforderung an den Jahresprimärenergie
bedarf eine Reihe von Mindestanforderungen: baulicher Wärmeschutz (퐻�

� oder U-Werte), sommerlicher Wär
meschutz, Luftdichtheit, Rohrleitungsdämmung. Da in dem Workshop nur über die Mindestanforderung an den 
baulichen Wärmeschutz diskutiert wurde, wird diese im Weiteren vereinfachend als „Nebenforderung“ be
zeichnet. 
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Gesamtanforderung und EE-Quote 

Der Vorschlag, auf eine Anforderung an die Effizienz des Ge
bäudes und damit auch an den baulichen Wärmeschutz zu ver
zichten und neben der Anforderung an den Primärenergiebedarf 
nur eine Forderung an die EE-Quote zu definieren, wurde mehr
heitlich von den Experten abgelehnt, da sowohl die Energieeffizi
enz als auch die Nutzung erneuerbarer Energien als wichtige 
Bausteine für einen klimaneutralen Gebäudebestand angesehe
ne werden. 

 

aa) Gesamtanforderung und Nebenforderung 

Diskutiert wurde auch der Vorschlag, auf die Anforderung an die 
EE-Quote zu verzichten und die Gesamtanforderung (z. B. an 
den Jahres-Primärenergiebedarf) lediglich um die Nebenforde
rung an die Energieeffizienz bzw. den baulichen Wärmeschutz 
(푄�,��� oder 퐻�

� ) zu ergänzen. Der erforderliche und gewünschte 
Einsatz erneuerbarer Energien müsste dann indirekt über eine 
ambitionierte Gesamtanforderung erreicht werden. 

Es wurde deutlich, dass diese Frage auf konzeptioneller Ebene 
nicht abschließend beantwortet werden kann, sondern vor dem 
Hintergrund der konkreten Ausgestaltung und dem jeweiligen An
forderungsniveau bewertet werden muss. Denn die Gesamtan
forderung wäre so einzustellen, dass sie nur eingehalten werden 
kann, wenn auch erneuerbare Energien zu einem zu bestim
menden Mindestanteil genutzt werden. 

Hinweise für die Bewertung einer solchen Anforderungssystema
tik können z. B. aus den statistischen Auswertungen der KfW zur 
Wärmeerzeugerstruktur der Energieeffizienzhausförderung ge
wonnen werden.  

Damit ein solches System funktioniert, sind jedoch nach Meinung 
mehrerer Experten drei Bedingungen zu erfüllen: 

1. Die Gesamtanforderung Qp muss mindestens auf das Niveau 
des KfW-Energieeffizienzhaus 55 (QP,55) abgesenkt werden. 
 

2. Eine weitere Absenkung des nichterneuerbaren Primärener
giefaktors für Strom darf nicht erfolgen. 
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3. Außerdem ist der Einbeziehung erneuerbaren Stroms beson
dere Beachtung zu schenken,3 da über Anpassungen an der 
Anrechnung gebäudenah erzeugten EE-Stroms (§ 5 EnEV) 
wesentliche Auswirkungen auf den gesamten Primärenergie
bedarf möglich sind. Auch könnte EE-Strom (unter bestimm
ten Randbedingungen) zur Erfüllung des Mindestanteils er
neuerbarer Energien zugelassen werden. 

 
Ein System mit nur einer Haupt- und einer Nebenanforderung 
kann mit Vorteilen für die energetisch, ökonomische Gebäudeop
timierung und für den Planungs-, Nachweis- und Vollzugsauf
wand verbunden sein. 

 

bb) Gesamtanforderung, Nebenanforderung und EE-Quote 

Von mehreren Experten wurde ergänzend zur Gesamt- und Ne
benanforderung die Aufnahme einer EE-Quote befürwortet. Denn 
die indirekten Anforderungen (an die EE-Quote) bergen die Ge
fahr, dass die gewünschten Anteile von erneuerbaren Energien 
nicht erreicht werden. Zudem sind indirekte Anforderungen anfäl
lig gegenüber zukünftigen Änderungen der Randbedingungen, 
des Berechnungsverfahrens, des Anforderungsniveaus der Ge
samtanforderung oder der Primärenergiefaktoren. 

Die Mehrheit der Experten vertrat die Auffassung, dass – sofern 
eine EE-Quote ohnehin aufgrund der Randbedingungen (also 
ambitionierter Standard) erreicht wird – die gesetzliche Festle
gung einer separaten EE-Quote bei einem ambitionierten Stan
dard unschädlich ist (da sie unter den Randbedingungen ohnehin 
regelmäßig erfüllt wird). Diese wäre gewissermaßen ein „Abfall
produkt“ der EnEV-Berechnung und könnte deshalb separat und 
ohne Mehraufwand ausgewiesen werden. 

Um den Beitrag von (effizienzwirksamen) Maßnahmen - wie z.B. 
Wärmerückgewinnung (WRG) oder Erdreichwärmetauscher 
(EWT) - ausweisen zu können, ist zu prüfen, ob Anpassungen an 
den Berechnungsmethoden notwendig sind. 

                                                                 
3 Die Berücksichtigung von gebäudenah erzeugtem Strom aus erneuerbaren Energien ist im EEWärmeG (De
ckung des Wärme- und Kältebedarfs) nicht vorgesehen, während dieser im Rahmen von § 5 EnEV anteil ig ange
rechnet wird (monatlichem Strombedarf der bilanzierten Gewerke vs. monatlichem im unmittelbaren Gebäu
dezusammenhang erzeugtem Strom aus erneuerbaren Energien, z.B. bei Photovoltaik dem Standardertrag der 
Anlage). 
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Da weitgehend Einigkeit darüber bestand, dass die EE-Quote im 
Energieausweis ausgewiesen werden sollte, wurde auch die Er
mittlung und informative Ausweisung der EE-Quote diskutiert. 

Neben den rein technischen und quantitativen Fragen wurde 
auch die rechtliche Notwendigkeit einer EE-Quote intensiv be
sprochen.  

Die europäische Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Ener
gie aus erneuerbaren Quellen4 sieht die Nutzung erneuerbarer 
Energien im Gebäudebereich vor5. Diese Nutzungspflicht wird in 
Deutschland bis dato durch das EEWärmeG umgesetzt. 

 

c) Diskussion möglicher Anforderungsgrößen 
 
Die Lenkungswirkung eines neuen Regelwerks wird neben der An
forderungssystematik stark von den herangezogenen Anforde
rungsgrößen bestimmt. Entsprechend wurden unterschiedliche 
Möglichkeiten diskutiert. 
 
 

aa) Gesamtanforderung über Primärenergie, Treibhausgas-
emissionen oder neuen Bewertungsfaktor 

 
Es wurde von den Experten darauf hingewiesen, dass die Defini
tion der Gesamtanforderung über die maximal zulässigen Treib
hausgasemissionen CO2,äqu von der Allokationswirkung am ge
eignetsten wäre, da deren Reduktion Ziel der hier behandelten 
Gesetze und Verordnungen ist. Die Primärenergiebewertung 
führt jedoch – mit Unterschieden im Einzelnen – zu ähnlichen 
Ergebnissen und hat den Vorteil der Kontinuität, so dass auch 
diese Anforderungsgröße im Grunde akzeptabel wäre. 
  
Bei der Strombewertung ist zu beachten, dass aufgrund des 
Ausstiegs aus der Kernenergie die CO2,äqu-Emissionen aus einer 
kWh-Strom (Endenergie) zunächst langsamer sinken werden als 
der nichterneuerbare Primärenergieaufwand, der die Kernener
gie mit umfasst, mit fortschreitendem Ausbau der erneuerbaren 

                                                                 
4 Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April  2009 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtli
nien 2001/77/EG und 2003/30/EG, ABl. L 140/16 vom 5.6.2009. 
5 Art. 13 Abs. 4: „Bis spätestens zum 31. Dezember 2014 schreiben die Mitgliedstaaten in ihren Bauvorschriften 
und Regelwerken oder auf andere Weise mit vergleichbarem Ergebnis, sofern angemessen, vor, dass in neuen 
Gebäuden und in bestehenden Gebäuden, an denen größere Renovierungsarbeiten vorgenommen werden, ein 
Mindestmaß an Energie aus erneuerbaren Quellen genutzt wird.“ 
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Energien somit stärker sinkt. Da der derzeit in der EnEV definier
te Primärenergiefaktor für Strom von fP = 1,8 von den Experten 
bezogen auf den heutigen Strommix als zu gering angesehen 
wird (er liegt nach Herrn Pehnt aktuell bei fP ≥ 2,0), wird vor ei
nem weiteren Absenken gewarnt. 
 
Die Höhe der Primärenergiefaktoren (nicht erneuerbarer Anteil) 
hat wesentlichen Einfluss auf das Anforderungsniveau. Die Fest
legung der Primärenergiefaktoren erfolgt derzeit jedoch nicht in
nerhalb der Anforderungssystematik für Gebäude (aktuell EnEV). 
Diese Faktoren werden an anderer Stelle (technische Regelset
zung) definiert. Zudem bilden die derzeitigen Primärenergiefakto
ren (nicht erneuerbarer Anteil) einige Klimaschutzbelange nur 
unzureichend ab. Dies betrifft  
 

 die bereits erwähnten zu niedrigen Werte für Strom bzw. 
die Diskrepanz zur zukünftigen Entwicklung der CO2-äqu-
Emissionen, 

 die Bewertung von Biomasse (begrenzte Verfügbarkeit), 
 

 die identische Behandlung von Gas, Öl und Steinkohle 
und 
 

 die Bewertung von KWK mit der Stromgutschriftmethode. 
 

In [2] wird ein Vorschlag für einen neuen Bewertungsfaktor – z.B. 
als Klimaschutzfaktor bezeichnet – gemacht, der im zusammen
geführten Regelwerk zahlenmäßig ausgewiesen werden kann. 
Dieser könnte mehrere Einzeleinflussfaktoren berücksichtigen, 
wie z.B. 
 

 Primärenergiefaktor QP, 

 
 Treibhausgasemissionen CO2-äqu, 

 
 Nachhaltigkeitsaspekte und  

 
 Energiekosten. 

 
Die Einzelfaktoren könnten je Energieträger getrennt bewertet 
werden. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass – sofern eine 
Vielzahl an Aspekten in die Bewertung mit einfließen sollen – de
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ren jeweilige Gewichtung stark von politischen Überlegungen be
stimmt sein könnte.

Von einigen Teilnehmern des Workshops wurde darauf hinge
wiesen, dass die Gesamtenergieeffizienz-Richtlinie Vorgaben für 
die Methodik zur Gesamtbewertung macht und hier die Konformi
tät beachtet werden muss (zu beachten u.a. bei der Namensge
bung für die neue Bewertungsgröße: In der Richtlinie ist der Be
griff „Primärenergiefaktor“ genannt, der allerdings dort nicht defi
niert ist). 

Zudem wurde eingeschätzt, dass ein derartiger Faktor möglich
erweise nur schwer zu vermitteln sei, da er subjektive (politische) 
Komponenten enthält. 

Aus Zeitgründen konnte dieser Punkt allerdings nicht tiefer disku
tiert werden. 

 

bb) Nebenanforderung über 푯푻
�  oder 푸푮,풐풖풕  

Unterschiedliche Positionen hatten die Experten zu der Frage, ob 
als Nebenanforderung für das Gebäude der spezifische Trans
missionswärmeverlust 퐻�

�  oder weiter aggregierte Größen wie die 
Erzeugernutzwärmeabgabe 푄�,���   (DIN V 18599) herangezogen 
werden sollte. 

Während 퐻�
�  einen Mindest-Wärmeschutz der Gebäudehülle de

finiert, umfasst die Erzeugernutzwärmeabgabe 푄�,��� den Ein
fluss weiterer Größen wie 

 solare Gewinne, 
 

 Wärmerückgewinnung bei mechanischen Lüftungsanla
gen ggf. mit Erdreichwärmetauscher, 
 

 die Effizienz von Wärmeverteilung, -speicherung und  
-übergabe (u.a. Aufstellungsort des Wärmeerzeugers, 
Speichers…) und 
 

 ggf. thermischer Solaranlagen. 
 

Vorteil von 푄�,��� ist, dass es eine größere Flexibilität bei der Er
füllung der Nebenanforderung gibt und die Effizienz auch von 
Teilen der Anlagentechnik mit einbezogen wird. 
 
Als Nachteil wurde von einem Experten gesehen, dass im Be
reich des Wärmeschutzes möglicherweise bei einer solchen Re



HFK Rechtsanwälte LLP 
 

Seite 15 von 56 
 

gelung keine wirksamen Anforderungen mehr existieren, was 
wegen der starken Kompensationsmöglichkeit (z.B. über WRG) 
zu schlecht gedämmten Gebäudehüllen führen kann. Der Exper
te befürchtet, dass dann der Mindestwärmeschutz nach DIN 
4108-2 (bei der Außenwand z.B. UAW ≤ 0,8 W/(m²K)) als einzige 
Anforderung für die Hülle verbleibt. Andere Experten schätzten 
die Kompensationsspielräume geringer ein und teilten die Be
fürchtung eines Anforderungsverlustes beim Wärmeschutz nicht. 
Es bestand Einigkeit, dass durch Modellrechnungen zu ermitteln 
wäre, ob bei Verwendung von 푄�,���  als Nebenanforderung die 
gewünschten Anforderungen an den Wärmeschutz der Gebäu
dehüllfläche sichergestellt werden können. 
 
Es wurde darauf hingewiesen, dass die Nebenanforderung für 
die Gebäudehülle ehemals eingeführt wurde, um ungewollten 
Kompensationseffekten mit einer Auffanggröße entgegenzuwir
ken (z.B. bei Energieträgern wie Holz mit sehr geringem Primär
energiefaktor). Es bestand Einigkeit unter den Experten, dass ein 
Abschwächen der Anforderungen an den Wärmeschutz nicht Ziel 
einer Einführung von 푄�,���  als Nebenanforderungsgröße sei und 
diese so kalibriert werden müsse, dass die Qualität des Wärme
schutzes mindestens auf dem aktuellen Anforderungsniveau ge
halten wird. 
 
Eine weitere von den Experten erwähnte Möglichkeit ist die Nut
zung des Heizwärmebedarfs6 als Nebenanforderung. Der Heiz
wärmebedarf umfasst neben dem Wärmeschutz die solaren Ein
träge und die WRG. Es wurde darauf hingewiesen, dass dieser 
Vorschlag bei der letzten EnEV-Novellierung (2014/2016) aus
führlich diskutiert und deswegen in [1] nicht erneut aufgeführt 
wurde. Der Heizwärmebedarf wirft jedoch auch das Problem der 
Kompensation zwischen der Effizienz der Gebäudehülle und der 
Wärmerückgewinnung einer Lüftungsanlage auf. 
 

d) Detailfragen zum Anforderungssystem 
 
Neben den Überlegungen zur Anforderungssystematik und zu den 
Anforderungsgrößen sind zur Ausgestaltung eines neuen Regel
werks viele Detailfragen zu klären. Aus Zeitgründen konnten auf 
dem Expertenworkshop nur einzelne Aspekte beleuchtet werden.  

                                                                 
6 Heizwärmebedarf nach DIN 18599 Teil  1 Kap. 3.1. 
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aa)   Festlegung zur Anrechnung von Strom aus erneuerbaren   
Energien 

Die Experten sind sich einig, dass Strom aus erneuerbaren 
Energien nach § 5 EnEV auch in einem zusammengeführten 
Regelwerk eine Rolle spielen sollte. Umfang und Methodik müs
sen noch definiert werden. Bei der Festlegung des anrechenba
ren Anteils sollte aber der tatsächlich im Gebäude genutzte An
teil über ein pragmatisches Verfahren quantifiziert werden, das 
auch den Einfluss von Stromspeichern umfasst.  

Kritisch gesehen wird die Nutzung von PV-Strom zur Elektrodi
rektheizung. Diese ist ggf. aus der Anrechnung auszuschließen. 

 

bb) Verzicht auf Komponentenanforderung des EEWärmeG 
 

Es wurde die Frage diskutiert, ob die Komponentenanforderun
gen aus der Anlage zum EEWärmeG (z.B. Mindestjahresarbeits
zahl bei Wärmepumpen) in einem gemeinsamen Anforderungs
system aufgenommen werden sollen. 
 
Aus dem Expertenkreis wurde die Befürchtung geäußert, dass 
bei einem Verzicht ein Instrument zur Qualitätssicherung aufge
geben würde. Einige Experten sehen diese Gefahr jedoch nicht, 
da die energetische Qualität der Einzelkomponenten in der Ge
samtanforderung berücksichtigt wird. Hierdurch kann eine Flexi
bilisierung erreicht werden, die zu Kosteneinsparungen führen 
kann. Es wurde aber auch darauf hingewiesen, dass dies im De
tail geprüft werden muss und es sinnvoll und teilweise auch not
wendig (EE-Richtlinie) sein kann, Mindestanforderungen zu 
übernehmen. 
 

cc)   Ersatzmaßnahmen des EEWärmeG 
 

Die im EEWärmeG definierten Ersatzmaßnahmen fließen in die 
Berechnung des Primärenergiekennwerts (Gesamtanforderung) 
des Gebäudes ein. Sie werden also berücksichtigt.  
 
Eine Sonderrolle stellt die Ersatzmaßnahme „Übererfüllung 
EnEV“ dar, da sie relativ zum aktuellen Anforderungsniveau defi
niert ist. Dies wird von den Teilnehmern des Workshops jedoch 
nicht als ein relevantes Problem gesehen, da mit einer Verschär
fung des Anforderungsniveaus diese Ersatzmaßnahme zuneh
mend irrelevant wird. Für einzelne Fälle im Bereich der Nicht
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wohngebäude, die einen geringeren Anteil von Wärme benötigen 
und deshalb in der Praxis bisher häufig auf die Ersatzmaßnahme 
„Übererfüllung EnEV“ angewiesen war, könnte diese erhalten 
bleiben. 

 
e) Auswirkungen auf den Vollzug 

 
Durch eine Zusammenführung von EnEG/EnEV und EEWärmeG ist 
prinzipiell eine Erleichterung beim Vollzug auf Länderebene zu er
warten7, da die Anforderungen und Kenngrößen (Gesamtanforde
rung, EE-Quote) dann aufeinander abgestimmt sein müssen. Es 
wird ein gemeinsamer Erfüllungsnachweis beider Anforderungen 
möglich. Dieser kann durch Softwareprogramme in einheitlicher 
Form erstellt werden. 
 
Weitere Vereinfachungen können sich ggf. ergeben, da für den 
Vollzug im Regelfall nur noch eine Behörde zuständig ist und anfal
lende Kontrollen „aus einer Hand“ erfolgen. Zudem erlaubt die Zu
sammenführung eine rechtliche Harmonisierung (Adressaten Bau
herr / Eigentümer). 
 
Eine Beibehaltung der Stichprobenkontrolle aus dem EEWärmeG 
nach der Zusammenführung wird von den Workshops befürwortet. 
Keinesfalls darf nach Expertenmeinung der Vollzug durch die Zu
sammenlegung geschwächt werden. 
 
Für die Anwender würde sich eine Vereinfachung durch den Ver
zicht auf einzelne Komponentenanforderungen (Anlage EEWär
meG) ergeben, da hierdurch Prüfaufwand entfallen würde. 
 

f) Mögliche Kosteneffekte einer Zusammenführung 
 
Einleitend wurde von den Experten darauf hingewiesen, dass die 
folgenden Aussagen sich lediglich auf die Differenzkosten durch die 
Zusammenführung der Regelwerke beziehen, wobei ein gleichblei
bendes Anforderungsniveau unterstellt wird. Wird das Anforde
rungsniveau verschärft, führt dies in der Regel zu einem Anstieg der 
Baukosten. Gleichzeitig können die verschärften Anforderungen 
wirtschaftlich sein, da sie zu Energiekosteneinsparungen führen.  
 
Diese Fragen werden in der Studie [1] analysiert, wurden aber auf 
dem Workshop nicht diskutiert. 

                                                                 
7 In welchem Umfang mögliche Erleichterungen in der Realität tatsächlich wahrnehmbar sein werden, hängt 
natürlich von der Intensität ab, mit dem der Vollzug aktuell  umgesetzt wird. Da der Vollzug in einigen Bundes
ländern kaum geprüft wird, sind dort auch keine Auswirkungen auf den Vollzug zu erwarten. Die Vereinfachung 
kommt jedoch den (Fach-) Planern und damit dem Bauherrn zugute. 
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Von einer Zusammenführung von EnEG/EnEV und EEWärmeG 
sind prinzipiell positive Kosteneffekte sowohl bei der Planung als 
auch bei den Baukosten zu erwarten. 
 
Kosteneffekte könnten sich bei folgenden Punkten ergeben: 
 

 Planungsaufwand sinkt, da nicht mehr zwei (in Teilen in
kompatible) Anforderungssysteme einzuhalten und deren 
Erfüllung nachzuweisen sind. Es ist zudem denkbar, wei
terhin Beispiele für baubare Umsetzungen anzugeben 
(z.B. EnEV-Easy), so dass auf eine Berechnung verzichtet 
werden kann, was zu einer weiteren Vereinfachung bei 
der Planung führt. In welchem Umfang der geringere Pla
nungsaufwand in der Praxis tatsächlich kostenrelevant 
wird, wurde von den Experten unterschiedlich bewertet. 
Ein Experte verwies auf den Einfluss der HOAI. So ist zu 
beachten, dass geringere Planerleistungen nicht zwingend 
zu einer Reduktion der Kosten beim Bauherrn führen, 
wenn diese Kosten nicht gesondert nach HOAI zu vergü
ten sind. Ein weiterer einschränkender Aspekt ist die Fra
ge, inwieweit Planer nicht ohnehin EDV-Tools einsetzen, 
die die erforderlichen Berechnungen quasi „parallel“ über
nehmen. 
 

 Bei einem Verzicht auf einzelne Komponentenanforderun
gen (Anlage EEWärmeG) würde sich mehr Flexibilität bei 
den einsetzbaren Produkten ergeben. Dies ermöglicht ei
nerseits mehr Wettbewerb, andererseits erweitert sich der 
Optimierungskorridor. Beides kann einen Beitrag zur Sen
kung der Baukosten leisten. Ob dieser Effekt in der Praxis 
tatsächlich so eintritt, kann aktuell nicht belegt werden und 
wurde von den Experten unterschiedlich bewertet. 

 

Eine Quantifizierung der Kosteneffekte ist derzeit jedenfalls nicht 
möglich. Hierzu muss das neue Regelwerk erst weiter konkretisiert 
werden.  
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Bund-Ländergespräch vom 26.2.2016 

 

Am 26. Februar 2016 fand im Berlin ein Bund-Ländergespräch statt, auf 
dem u. a. über die Zusammenlegung der Regelwerke EnEG/EnEV und 
EEWärmeG diskutiert wurde. Zu Beginn der Diskussion wurde über den 
im Vorfeld der Sitzung versandten Vorschlag von Herrn Dr. Krämer / 
Hamburg gesprochen, als Gesamtanforderung die Treibhausgasemis
sionen CO2,äqu und als Nebenanforderung für den baulichen Wärme
schutz die Erzeugernutzwärmeabgabe Qout,G als Anforderungsgröße 
heranzuziehen. 

In Bezug auf die Primärenergie-Gesamtanforderung wurden die Kritik
punkte am Primärenergiekennwert insbesondere bei der KWK bestätigt. 
Es soll geprüft werden, ob eine andere Allokationsmethode (z.B. das 
finnische Modell) zu sinnvolleren Lösungen für die Gebäudebewertung 
führt. Eine weitere Idee war, einen Mindestwert für die individuellen 
Primärenergiefaktoren bei KWK in dem Regelwerk zu definieren. Ein 
Wechsel auf CO2,äqu als Anforderungsgröße löst die Probleme nicht, da 
die Schwierigkeiten hier in gleicher Weise auftreten. 

In Bezug auf Qout,G als Neben- bzw. Effizienzanforderung  wurden auch 
von den Ländervertretern die Vorteile gesehen. Es wurde aber auch 
festgestellt, dass die Anforderungen an den Wärmeschutz der Gebäu
dehülle durch die Kompensationsmöglichkeiten nicht abgesenkt werden 
dürfen.  

Von mehreren Ländervertretern wurde der Wunsch geäußert, die An
forderungen und das Regelwerk einfach und überschaubar auszuge
stalten, da die Praxis dies verstehen muss. Aus Gründen der Kontinui
tät wurde mehrheitlich ein Wechsel zu CO2,äqu als Gesamtanforderung 
nicht befürwortet. Bei der Nebenanforderung zum baulichen Wärme
schutz wurde ebenfalls für die Beibehaltung von H’T plädiert.  

Auch für den Bund hat die Vereinfachung eine hohe Bedeutung, und es 
werden diesbezüglich im Rahmen der Novellierung alle Möglichkeiten 
geprüft. U. a. soll für einfache Fälle der Verzicht auf eine Berechnung 
durch Anwendung von EnEV-easy beibehalten bzw. ausgebaut werden.  

Unabhängig davon ist aber ein Verfahren zur Energiebedarfsberech
nung für den Neubaufall aus Gründen des EU-Rechts erforderlich und 
zudem inhaltlich notwendig, um eine technologieoffene energetische 
Optimierung der Gebäude zu ermöglichen. Die alten einfachen Berech
nungsverfahren sind hierzu nicht mehr ausreichend, da die Optimie
rungsparameter für energieeffiziente Lösungen deutlich komplexer ge
worden sind und dort einige heute übliche Technologien nicht oder nicht 
ausreichend beschrieben sind. Eine Vereinfachung könnte dadurch er
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reicht werden, dass die in der Berechnung noch mehr auf die relevan
ten Einflussparameter fokussiert und ggf. unwichtigere Einflussgrößen 
vernachlässigt werden.  

Erwähnt wurde in dem Zusammenhang auch, dass in der überarbeite
ten DIN V 18599 in Teil 12 ein Tabellenverfahren für Wohngebäude 
aufgenommen werden soll, was insbesondere die Transparenz der Be
rechnung erhöhen wird. 

 

IV. Konkrete Fragestellungen in Bezug auf Quartierslösungen 
 

- Wie können Quartiersansätze in der EnEV ausgestaltet werden? 
 

- Welche der in § 9 EnEV bestimmten Anforderungsgrößen eignet sich 
für eine Gesamtbetrachtung eines Gebiets? 
 

- Welche Quartiersgröße ist empfehlenswert und praktikabel? 
 

- Wie können quartiersbezogene Regelungen so ausgestaltet werden, 
dass sie zur Steigerung der Sanierungsquote beitragen? 
 

- Wie können Interessen verschiedenerer Eigentümer im Gebiet zum 
Ausgleich gebracht werden? 
 

- Wie wirken sich quartiersbezogenen Ansätze auf die Förderpraxis aus 
(Besicherung, Antragsverfahren, Gestaltung der Förderung, Förderhö
he, Poolbildung)?  
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V. Rechtliche Ausführungen zur Quartierslösung

1. Begriff der „Quartierslösung“

Es gibt keine gesetzliche Definition einer „Quartierslösung“. Gemeint ist
damit gemeinhin eine zentrale Versorgung eines abgrenzbaren Gebie
tes mit Energie, vor allem Wärme. Da dies sinnvollerweise am Besten
in einem „räumlich zusammenhängenden Bereich“ erreicht werden
kann, spricht man gemeinhin von einer „Quartierslösung“, was zum
Ausdruck bringt, dass regelmäßig ein räumlich zusammenhängendes
und abgrenzbares (Stadt-) Viertel gemeint ist.

Eine städtebauliche Zuordnung ist damit regelmäßig nicht gemeint, weil
nicht die Frage im Vordergrund steht, ob es sich um ein durch bestimm
te Eigenschaften oder planerisch abgrenzbares Gebiet handelt. Auch
für eine Betrachtung aus dem Blickwinkel des Klimaschutzes ist der Ort
von Emissionen bzw. Energieeinsparung unerheblich.

a) Klassische Quartierslösung

Zwar lassen sich für eine Quartierslösung im Einzelfall auch baupoli
tische Gesichtspunkte anführen (Vermeidung einer Vielzahl von An
lagen an einzelnen Gebäuden). Die Gründe für eine „Quartiersbe
trachtung“ sind aber ganz überwiegend technischer oder wirtschaft
licher Natur. Im Kern geht es mehr um die Frage von Leitungsver
lusten und Rentabilität von Leitungen. So ist die Versorgung mehre
rer Gebäude beispielsweise mittels effizienter KWK-Anlagen häufig
wirtschaftlicher und führt zu höheren Energieeinsparungen als die
Versorgung nur eines einzelnen Gebäudes mit Wärme. Auch Fern
wärmeleitungen machen ökonomisch nur Sinn, wenn eine bestimm
te Anzahl von Haushalten ohne großen Aufwand angeschlossen
werden kann. Kleinteilige Insellösungen kommen wirtschaftlich meist
nicht in Betracht.

Die technisch und wirtschaftlich sinnvolle Versorgung von mehreren
Gebäuden wird im Folgenden daher als „Klassische Quartierslö
sung“ (KQL) bezeichnet. Dieses Konzept weist folgende Merkmale
auf: 

 Rechtlicher Anknüpfungspunkt des Energieeinsparrechts und der
EEWärmeG bleibt im Kern das einzelne Gebäude.
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 Ziel: Zentrale Versorgung eines Gebietes oftmals Wohnquartiers 
mit Energie, vor allem (Nah- und Fern-) Wärme. 

 
 Grund: in einem räumlich zusammenhängenden Bereich lässt 

sich die Versorgung energetisch effizient, d. h. technisch deutlich 
einfacher und ökonomisch realisieren. 

 
 Vorteil: gute Ausnutzung von Energieträgern, optimierte Planung. 

 
 Einbeziehung von Neubau und Bestandsbauten möglich.  

 
 Eigentümerstruktur kann heterogen sein. 

 

b) Gesamtheitliche Quartierslösung 

Wie die geführten Diskussionen und Vorschläge aus der Woh
nungswirtschaft zeigen, werden mit dem Begriff der Quartierslösung 
auch andere Lösungen angedacht und zwar in dem Sinn, dass An
forderungen an einzelne Gebäude zusammengefasst als Anforde
rungen an ein Quartier gesehen werden, so dass es nicht mehr auf 
die Erfüllung der Anforderungen am einzelnen Gebäude ankommt, 
sondern auf das Erreichen des durchschnittlichen Wertes (Gesamt
ziel). Dadurch ist es möglich, von den Anforderungen an das einzel
ne Gebäude abzuweichen, ohne dass die Energiebilanz des Quar
tiers negativ beeinflusst wird. Derartige Lösungen werden im Fol
genden als „Gesamtheitliche Quartierslösung“ (GQL) bezeichnet.  

Dieses Konzept weist folgende Merkmale auf: 

 Anforderungen an einzelne Gebäude werden „zusammenge
fasst“ als Anforderungen an ein zu definierendes Quartier. Es 
kommt nicht mehr auf die Erfüllung der Anforderungen am ein
zelnen Gebäude an, sondern auf das Erreichen des durch
schnittlichen Wertes (Gesamtziel). 
 

 Ziel: Effizientere Umsetzung der Klimaschutzziele, Anreiz für  
mehr Bestandssanierungen. 

 
 Begründung: Mehr Flexibilität für den Eigentümer/Bauherrn. 

 
 Vorteil: Kosteneinsparung. 
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 Einbeziehung von Neubauten als auch Bestandsgebäuden mög
lich. 

 
 Einbeziehung unterschiedlicher Eigentümer grundsätzlich denk

bar. 
 

c) Virtuelle Quartierslösung 

Schließlich werden unter dem Begriff der Quartierslösung mittlerwei
le auch Lösungen diskutiert, die unter Auflösung eines räumlichen 
Bezugs und Zusammenhangs der Gebäude eine „Paket- bzw. Flot
tenlösung“ in der Form ermöglichen, dass die einbezogenen Ge
bäude insgesamt den erforderlichen Wert erreichen. Derartige Lö
sungen werden im Folgenden als „Virtuelle Quartierslösung“ (VQL) 
bezeichnet, da sie den räumlichen Bezug aufheben. Dieses Konzept 
weist folgende Merkmale auf: 

 Auflösung des räumlichen Bezugs der Gebäude. 
 

 Standortunabhängige „Paketlösung“ in Form der Zusammenfas
sung von mehreren Gebäuden, die insgesamt den erforderlichen 
(Durchschnitts-) Wert erreichen müssen. 

 
 Ziel: Effizientere Umsetzung der Klimaschutzziele, Anreiz für 

mehr Bestandssanierungen. 
 

 Begründung: Mehr Flexibilität für den Eigentümer/Bauherrn. 
 

 Vorteil: Kosteneinsparung. 
 

 Einbeziehung von Neubauten als auch Bestandsgebäuden mög
lich. 

 
 Einbeziehung unterschiedlicher Eigentümer prinzipiell vorstell

bar. 
 

Bei allen Modellen ist zudem die strikte Unterteilung Neubau und Be
stand denkbar. Dann wären Neubauten und Bestandbauten getrennt zu 
betrachten. Denkbar sind aber auch Mischformen, die eine „Verrech
nung“ der Werte von Neu- und  Altbauten zulassen. So könnte durch 
eine Übererfüllung von gesetzlichen Anforderungen in einem Neubau 
die Notwendigkeit entfallen, einen Altbau bei grundlegender Sanierung 
energetisch zu ertüchtigen. Umgekehrt könnten im Neubau geringere 
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Werte genügen, wenn gleichzeitig eine Bestandssanierung erfolgt oder 
durch eine Bestandssanierung  mehr als notwendig getan wird. 

Eine weitere Differenzierung ist dadurch denkbar, dass man im Weite
ren auf die Eigentümerstellung abstellt. So ist für klassische „Quar
tiersmodelle“ die Frage der Eigentümerstruktur weitgehend unerheblich.  

Anders ist es jedoch bei den anderen Modellen, weil die Zuordnung der 
Anforderungen ggf. nicht nur zwischen Gebäuden sondern auch zwi
schen Eigentümern unterscheiden kann. Das ist z. B. im Hinblick auf 
die finanziellen Aufwendungen ein wesentlicher Gesichtspunkt. Denn 
es dürfte kaum ein Eigentümer bereit sein, höhere Anforderungen zu 
realisieren, wenn ein anderer Gebäudeeigentümer davon den Nutzen 
(in Form von geringeren Anforderungen) trägt. 

Zu beachten ist auch die Frage, ob die jeweiligen Gebäude vermietet 
werden oder nicht, denn die „Überertüchtigung“ eines Gebäudes könnte 
für den darin wohnenden Mieter eine größere Mieterhöhung mit sich 
bringen als eine bloße Erfüllung der energetischen Anforderungen im 
Falle einer Modernisierung. 

Gemeinsam wäre allen Modellen, dass im Ergebnis, die gesetzlichen 
Anforderungen durchschnittlich gesehen in gleicher Weise erfüllt wür
den, d. h. das gesetzgeberische Ziel im Ergebnis erreicht würde. An
knüpfungspunkt der Anforderungen wäre aber nicht mehr ein Gebäude, 
sondern eine Gesamtheit von Gebäuden.  

Eine Übererfüllung der gesetzlichen Anforderungen zum Energie- und 
Klimaschutz ist bei den hier betrachteten Modellen nicht vorgesehen, 
aber grundsätzlich möglich.  

Die Unterschiede der zu betrachtenden Lösungen in der Übersicht: 

 

 

Quartierslösung KQL 
Neu
bau 

GQL 
Neu
bau 

VQL 
Neu
bau 

KQL 
Alt
bau  

GQL 
Altbau 

VQL 
Alt
bau 

Räumlicher Zusammenhang  + + - + + - 
Trennung Alt- und Neubau + + + + - - 
Keine Verrechnung von 
Neubauten untereinander 

+ - - - - - 

Keine Verrechnung von Alt
bauten untereinander 

+ + + - - - 

Eigentümer einheitlich - ? ? ? ? ? 
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Die klassische Quartierslösung weist eine klare Strukturierung auf. Bei 
den anderen Modellen ergeben sich teils Modelle mit übersichtlichen 
Fragestellungen aber auch gänzlich offene Modelle, die nur schwer ab
zuschätzen sind. So ist in der Variante GQL (Neubau) lediglich zu dis
kutieren, ob es möglich und sinnvoll ist, die „Verrechnung“ von Anforde
rungen zwischen Neubauten zuzulassen und ob dies auch denkbar ist, 
wenn die Eigentümerstruktur unterschiedlich ist. Im Modell VQL wäre 
es im Extremfall denkbar, dass Anforderungen an Neubauten und Alt
bauten unterschiedlicher Eigentümer und ohne räumlichen Bezug einen 
Ausgleich erfahren.  

Da der höhere Vollzugsaufwand mit zunehmender Komplexität von Ver
rechnungsmöglichkeiten auf der Hand liegt, da hiermit komplizierte 
Prüf- und Genehmigungsverfahren verbunden sind, kann die nähere 
Betrachtung solcher Modelle im Wesentlichen auf den Gesichtspunkt 
der Aktivierung von (sonst ungenutzten) Energieeinsparpotentialen re
duziert werden.  

Damit die Einführung derart komplexer Modelle gerechtfertigt erscheint 
müsste sich dadurch im Ergebnis ein deutlich größeres Einsparpotential 
erschließen lassen. Die Modelle müssten folglich eine praktische An
reizfunktion haben bzw. tatsächlich bestehende Hemmnisse ausräu
men. Eine Betrachtung allein unter dem Gesichtspunkt eines „theoreti
schen“ (Energie-) Einsparpotentials würde hingegen zu einer negativen 
Bewertung führen, weil nicht gewährleistet ist, dass eines dieser Model
le in der Realität tatsächlich zu einer Erhöhung der Einsparungen füh
ren würde. 

Alle Konzepte unterliegen zunächst grundsätzlichen Anforderungen: 

 Die gesetzlichen Anforderungen müssen (im Durchschnitt) in glei
cher Weise erfüllt werden wie in der Summe der Einzelgebäude. 
 

 Die Erfüllung gesetzlicher Anforderungen im Durchschnitt kann kei
ne Förderung (für einzelne bessere Gebäude) auslösen. 

 
 Der bloße Umstand, dass mehrere (Bestands-) Gebäude zeitgleich 

saniert werden, kann keine finanziellen oder sonstigen Vorteile 
rechtfertigen („Mengenbonus“), zumal bei mehreren gleichzeitigen 
Sanierungen eine größere Wirtschaftlichkeit gegeben sein dürfte. 

 
 Der durch die Anknüpfung an mehrere Gebäude entstehende Mehr

aufwand für zusätzliche Berechnungen muss ggf. vom Eigentümer 
getragen werden.  
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2. Rechtliche Rahmenbedingungen

a) Europäisches Regelwerk

Die Richtlinie (2010/31/EU) über die Gesamtenergieeffizienz von
Gebäuden8 stellt auf das einzelne Gebäude oder Teile des Gebäu
des ab (Art. 6 RL 2010/31/EU). Auch der „Gemeinsame allgemeine
Rahmen für die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Ge
bäuden gemäß Artikel 3 RL 2010/31/EU“ stellt auf das einzelne Ge
bäude ab (Anlage I zur RL 2010/31/EU).

Bei der Festlegung der Anforderungen können die Mitgliedstaaten
zwar zwischen neuen und bestehenden Gebäuden und unterschied
lichen Gebäudekategorien unterscheiden, eine Möglichkeit Rege
lungen gebäudeübergreifend bzw. auf der Ebene von Quartieren zu
formulieren, findet sich aber nicht.

Zwar finden sich in der Richtlinie zwei Stellen, an denen auf die Be
deutung der Energieversorgung von Industrie-und Wohngebieten
hingewiesen wird. Zum einen findet sich eine Regelung in Art 20
Abs. 3 RL 2010/31/EU. Die Bestimmung regelt, dass die Mitglied
staaten zu gewährleisten haben, dass für diejenigen, die für die Um
setzung dieser Richtlinie zuständig sind, Anleitung und Schulung zur
Verfügung stehen müssen. Im Rahmen dieser Schulungsmaßnah
men ist auch auf die Bedeutung der Verbesserung der Gesamtener
gieeffizienz hinzuweisen. Des Weiteren soll auch die Berücksichti
gung einer optimalen Kombination von Verbesserungen der Ener
gieeffizienz, der Verwendung erneuerbarer Energien und des Ein
satzes von Fernwärme und Fernkühlung bei der Planung, dem Ent
wurf, dem Bau und der Renovierung von Industrie- oder Wohngebie
ten „ermöglicht“ (engl. „to enable“) werden. Die Vorschrift ist wohl
dahingehend zu verstehen, dass die Schulungen auch dazu dienen
sollen, auf die mit einer Betrachtung von Industrie- und Wohngebie
ten verbundenen Möglichkeiten hinzuweisen.

Des Weiteren finden „Gebiete“ in Art. 6 Abs. 3 RL 2010/31/EU Er
wähnung. Diese Vorschrift regelt, dass die Mitgliedstaaten bei neuen
Gebäuden gewährleisten, dass vor Baubeginn die technische, öko
logische und wirtschaftliche Realisierbarkeit des Einsatzes von
hocheffizienten alternativen Systemen grundsätzlich in Betracht ge
zogen und berücksichtigt wird. Dabei kann die Prüfung für einzelne
Gebäude oder auch für Gruppen ähnlicher Gebäude oder für Ge

                                                                 
8 Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtener
gieeffizienz von Gebäuden, ABl. L153/13 vom 18.6.2010. 
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bäude eines gemeinsamen Bautyps in demselben Gebiet durchge
führt werden. Bei Fern-/Nahwärme und Fern-/Nahkälte kann die Prü
fung für alle Gebäude durchgeführt werden, die in demselben Gebiet 
an das System angeschlossen sind. 

Das unterstreicht zum einen, dass sich der Europäische Gesetzge
ber durchaus der Tatsache bewusst ist, dass gerade Fern-und Nah-
wärme bzw.-kälte Systeme einen „Quartiersbezug“ haben. Er hat 
daraus aber – bis auf die geregelten Verfahrenserleichterungen – 
keine Konsequenzen in Bezug auf quartiersorientierte Anforderun
gen gezogen. 

Das gilt gem. Art. 7 RL 2010/31/EU auch für bestehende Gebäude. 
Hierzu heißt es eindeutig: 

„Die Anforderungen werden auf das renovierte Gebäude oder 
den renovierten Gebäudeteil als Ganzes angewandt. Zusätzlich 
oder alternativ hierzu können Anforderungen auf die renovierten 
Gebäudekomponenten angewandt werden.“ 

Das gilt gem. Art. 9 RL 2010/31/EU auch für Niedrigstenergiegebäu
de. 

Die Richtlinie (2009/28/EG) zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen verfolgt einen anderen Ansatz. Sie stellt 
zunächst auf nationale Gesamtziele der Mitgliedstaaten ab, vor al
lem auf die im Jahr 2020 zu erreichenden Anteile von verbrauchter 
Energie aus erneuerbaren Quellen. In diesem Zusammenhang ha
ben die Mitgliedstaaten allen Akteuren, insbesondere lokalen und 
regionalen Verwaltungsstellen, zu empfehlen, sicherzustellen, dass 
bei der Planung, dem Entwurf, dem Bau und der Renovierung von 
Industrie- oder Wohngebieten die Installation von Anlagen und Sys
temen für die Nutzung von Elektrizität, Wärme und Kälte aus erneu
erbaren Energiequellen und für Fernwärme und -kälte vorgesehen 
wird (Art. 13 Abs. 3 RL 2009/28/EG). Damit zielt die Richtlinie weni
ger auf die Ausführung des einzelnen Gebäudes ab als vielmehr 
(ganz allgemein) auf die Energieversorgung mit Erneuerbaren Ener
gien. Das bezieht sich auch auf Quartiere. Denn die Mitgliedstaaten 
sollen lokale und regionale Verwaltungsstellen ermuntern, Wärme 
und Kälte aus erneuerbaren Energiequellen, soweit angemessen, in 
die Planung der städtischen Infrastruktur einzubeziehen. 

Zudem stellt Art. 13 Abs. 4 RL 2009/28/EG auch auf Bauvorschriften 
ab, die sich regelmäßig auf einzelne Gebäude beziehen. So haben 
die Mitgliedstaaten in ihre Bauvorschriften und Regelwerke geeigne
te Maßnahmen aufzunehmen, um den Anteil aller Arten von Energie 
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aus erneuerbaren Quellen im Gebäudebereich zu erhöhen. Die Mit
gliedstaaten in ihren Bauvorschriften und Regelwerken oder auf an
dere Weise mit vergleichbarem Ergebnis – sofern angemessen – 
vorzuschreiben, dass in neuen Gebäuden und in bestehenden Ge
bäuden, an denen größere Renovierungsarbeiten vorgenommen 
werden, ein Mindestmaß an Energie aus erneuerbaren Quellen ge
nutzt wird. Daraus folgt einerseits, dass es weniger darum geht, 
dass erneuerbare Energie durch Anlagen am Gebäude erzeugt wird 
als vielmehr darum, dass diese Energie vor allem beim Wärme- und 
Kältebedarf im Gebäude genutzt wird. Andererseits handelt es sich 
auch insoweit eher um eine gebäudebezogene Nutzungspflicht. 

Auch wenn die RL 2009/28/EG damit über Bauvorschriften und Bau
regelwerke die Verwendung von Systemen und Anlagen zur Wärme- 
und Kälteerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen in Gebäuden 
fördern will, so lässt die Richtlinie es dennoch zu, dass die Mitglied
staaten das Ziel einer verstärkten Förderung Erneuerbarer Energien 
auch auf anderem Wege erreichen. 

Eine Quartierslösung ist damit in Bezug auf RL 2009/28/EG durch
aus denkbar, nicht aber im Hinblick auf die Richtlinie 2010/31/EU. 
Denn diese stellt allein auf das einzelne Gebäude oder Teile des 
Gebäudes ab. Das gilt auch für Niedrigstenergiegebäude. Eine Mög
lichkeit, Regelungen allein auf der Ebene von Quartieren zu formu
lieren und damit den Gebäudebezug zu verlassen, findet sich jeden
falls nicht. Auch die Bestimmungen in der Richtlinie 2010/31/EU zum 
Niedrigstenergiegebäude machen den Gebäudebezug deutlich. 

Eine Übertragung der Anforderungen auf ein Quartier anstelle der 
Anforderungen an Gebäude ist daher europarechtlich bedenklich. 
Denkbar erscheint eine solche Lösung nur, wenn man gleichzeitig 
die Forderungen an die Gebäude aufrecht erhält. Das ist aber in Be
zug auf die Modelle nicht gewollt, die gerade auf unterschiedlichem 
technischem Niveau flexibel realisiert oder modernisiert werden sol
len. 

b) Nationale Bestimmungen

Die Regelungen der EnEV und des EEWärmeG übernehmen diese
auf Gebäude abgestellte Systematik der europarechtlichen Rege
lungen weitgehend.
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Die Anforderungen der EnEV richten sich an jedes einzelne Gebäu
de (§§ 3, 9 EnEV). Vor allem bei Bestandsbauten richten sich die 
Anforderungen an die Bauteile des betreffenden Gebäudes. 

Auch die Nutzungspflicht gem. § 3 Abs. 1 EEWärmeG stellt grund
sätzlich auf das einzelne Gebäude ab. Hinzu kommt, dass sich bun
desrechtlichen Pflichten – von Gebäuden der öffentlichen Hand ab
gesehen – nur auf Neubauten beziehen9. 

Allerdings weist das EEWärmeG in § 6 insoweit einen Quartiersbe
zug auf, als die Pflicht gem. § 3 Abs. 1 EEWärmeG auch dadurch 
erfüllt werden kann, dass Verpflichtete, deren Gebäude in räumli
chem Zusammenhang stehen, ihren Wärme- und Kälteenergiebe
darf insgesamt in einem Umfang decken, der der Summe der ein
zelnen Verpflichtungen nach § 5 EEWärmeG entspricht.  

Betreiben Verpflichtete zu diesem Zweck eine oder mehrere Anla
gen zur Erzeugung von Wärme oder Kälte aus Erneuerbaren Ener
gien, so können sie darüber hinaus von den Nachbarn verlangen, 
dass diese zum Betrieb der Anlagen in dem notwendigen und zu
mutbaren Umfang die Benutzung ihrer Grundstücke, insbesondere 
das Betreten, und gegen angemessene Entschädigung die Führung 
von Leitungen über ihre Grundstücke dulden. Ein Anschluss- und 
Benutzungszwang ergibt sich daraus aber nicht. Die gemeinsame 
Erfüllung der Anforderungen kann also nur auf Grundlage von frei
willigen Vereinbarungen erfolgen. 

Die Bestimmungen der RL 2009/28/EG haben auch in planungs
rechtlichen Vorschriften ihren Niederschlag gefunden. Vor allem 
durch das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwick
lung in den Städten und Gemeinden, das am 30. Juli 2011 in Kraft 
getreten ist, sind Regelungen geschaffen worden, die gewährleisten, 
dass der Klimaschutz planungsrechtlich sowohl in Flächennut
zungsplänen als auch in Bebauungsplänen berücksichtigt und ver
ankert werden kann. 

So können gem. § 9 Abs. 1 Nrn. 12 und 13 BauGB im Bebauungs
plan aus städtebaulichen Gründen10 Versorgungsflächen einschließ
lich der Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versor

                                                                 
9 Mitschang, ZfBR 2010, 534, 544; in Baden-Württemberg wurde von der Länderöffnungsklausel in § 3 Abs. 4 
Nr. 2 EEWärmeG Gebrauch gemacht und eine Nutzungspflicht für erneuerbare Wärme für Bestandsgebäude 
eingeführt. 
10 Belange des allgemeinen Klimaschutzes können sich als „städtebauliche Gründe im Sinne von § 9 Abs. 1 
BauGB darstellen, Mitschang, ZfBR 2010, 534, 539. 
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gungsanlagen und Versorgungsleitungen festgesetzt werden. Das 
bezieht Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und 
zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von 
Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Wärme-Kopplung nunmehr ausdrücklich mit ein. Damit wird es er
möglicht, auch für „Quartiere“ die Versorgung mit Strom und Fern
wärme aus erneuerbaren Energien sicherzustellen. Dabei ist es si
cherlich sinnvoll, derartige planerische Festsetzungen in ein ge
meindliches Klimaschutz- und Energiekonzept zu integrieren, wie 
der Bundesrat das in den seinerzeitigen Beratungen angeregt hatte.  

Ein solches Konzept ermöglicht es unter Berücksichtigung techni
scher und ökonomischer Gesichtspunkte und unter Einbeziehung 
der Energieversorger Planungen zu erarbeiten, welche erneuerba
ren Energien in einem Gemeindegebiet zum Einsatz kommen sollen 
und wo die erforderlichen Flächen und Leitungen vorgehalten wer
den sollen. 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b BauGB können Gebiete festgesetzt 
werden, in denen bei Errichtung von Gebäuden oder sonstigen be
stimmten baulichen Anlagen einzelne bauliche und sonstige techni
sche Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 
Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen. Allerdings be
schränkt sich der Anwendungsbereich dieser Bestimmung auf den 
Neubau eines Gebäudes („Errichtung“) in einem Plangebiet. Damit 
wird der Bestandsschutz bestehender baulicher Anlagen auch inso
weit nicht eingeschränkt11.  

Im Übrigen zählt die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen und 
Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung 
Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus er
neuerbaren Energien oder Kraft-WärmeKopplung nunmehr auch zu 
den Baumaßnahmen im Sinne des Sanierungsrechts (§ 148 Abs. 2 
Nr. 5 BauGB) und des Stadtumbaus (§ 171a BauGB). 

Eine weitere Möglichkeit bieten private Initiativen, die nach Maßgabe 
des Landesrechts gem. § 171f BauGB eingerichtet werden können.  

Hiernach können Gebiete festgelegt werden, in denen in privater 
Verantwortung standortbezogene Maßnahmen durchgeführt werden 
können. Danach können räumlich begrenzte meist innerstädtische 
Bereiche festgelegt werden, in denen sich Grundeigentümer und 

11 Mitschang, ZfBR 2010, 534, 541. 
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Gewerbetreibende mit dem Ziel zusammenschließen, das unmittel
bare geschäftliche und städtische Umfeld zu verbessern (Business 
Improvement Distrikt - BID). Während das BID auf eine Attraktivi
tätssteigerung oder Revitalisierung von Stadtteilzentren abzielt, kann 
dieses Instrument speziell für Wohngebiete in Form eines Housing 
Improvement Districts (HID) oder Neighbourhood Improvement Dis
trict (NID) auch auf Maßnahmen des Stadtumbaus abzielen. Damit 
kann das Instrument auch für die Umsetzung von klimaschutz- und 
energieeinsparungsbezogener Anforderungen genutzt werden. Das 
gilt insbesondere für quartiersbezogene Maßnahmen der regenera
tiven Energiegewinnung. Diese Maßnahmen können somit im Rah
men eines HID in Form eines Climate Improvement District (CID) für 
ein Quartier gemeinsam geplant und finanziert werden. 

Während § 6 EEWärmeG die gemeinsame Erfüllung nur für Neu
bauten ermöglicht, lassen diese Maßnahmen (planungsrechtlich) 
auch Regelungen im Bestand zu. 
Das den Spielraum des BauGB wohl am weitesten ausschöpfende 
Hamburgische Gesetz zur Stärkung von Wohnquartieren durch pri
vate Initiativen vom 20. November 2007 setzt bei solchen Maßnah
men im Kern eine Zustimmung von einem Drittel der Eigentümer der 
im Innovationsquartier belegenen Grundstücke voraus, wobei die 
von der Zustimmung umfasste Fläche ebenfalls mindestens ein Drit
tel der vom Innovationsquartier erfassten Fläche betreffen muss. 
Gleichzeitig dürfen nicht mehr als ein Drittel der betroffenen Eigen
tümer der Einrichtung eines Innovationsquartiers widersprechen. Al
lerdings zielt das Gesetz nicht vorrangig auf Klimaschutzmaßnah
men ab, sondern allgemein auf eine Verbesserung der Wohn- und 
Lebensqualität um damit eine Stabilisierung und Steigerung der At
traktivität der Quartiere zu erreichen. 

Im Ergebnis gewährleistet das Planungsrecht, dass auch Quartiers
lösungen von den Planungsträgern umgesetzt werden können. Dies 
gilt auch für das Instrument des Städtebaulichen Vertrags. Gem. § 
11 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 BauGB können durch Vertrag vor allem die Er
richtung und Nutzung von Anlagen und Einrichtungen zur dezentra
len und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 
Kraft-Wärme-Kopplung einschließlich einer Anschluss- und Benut
zungspflicht vereinbart werden. Gegenstand eines städtebaulichen 
Vertrags kann zudem entsprechend den mit den städtebaulichen 
Planungen und Maßnahmen verfolgten Zielen und Zwecken auch 
die Regelung von Anforderungen an die energetische Qualität von 
Gebäuden sein (§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 BauGB). 
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Auch wenn Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen und Maßnah
men des Stadtumbaus zu Verbesserungen in Bezug auf Maßnah
men zum Klimaschutz im Bestand beitragen können, ist festzuhal
ten, dass sich die planerischen Maßnahmen auch im Hinblick auf 
den baulichen Bestandsschutz im Ergebnis weitgehend auf den 
Neubaubereich beschränken dürften.  

Da es in der planerischen Wirklichkeit zudem gilt, bei Planung der 
Energieversorgung auf technische und ökonomische Belange Rück
sicht zu nehmen reduziert sich der Quartiersansatz vor allem auf die 
Planung von Neubauquartieren. Denn selbst bei der Überplanung 
von bestehenden Gebieten wird der bauliche Bestandsschutz nicht 
durchbrochen.  

Hinzu tritt ggf. noch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit gem. § 5 
EnEG. Das gilt letztlich auch in Bezug auf einen Anschluss- und Be
nutzungszwang (vor allem auf Fernwärme). Planerisch kann daher 
kein kurzfristiger Umstieg auf die Nutzung erneuerbarer Energien im 
Gebäudebestand herbeigeführt werden. Allerdings gibt das Pla
nungsrecht Möglichkeiten, auch bestehende Quartiere energetisch 
zu verbessern und eine gemeinsame Versorgung mit Wärme und 
Kälte durch die Nutzung erneuerbarer Energien herbeizuführen. Da
bei wird letztlich aber nach dem Motto verfahren, dass wo ein Wille 
der Eigentümer ist, sich auch eine Lösung finden lässt. Es stellt sich 
aber die Frage, wie zu verfahren ist, wenn ein gemeinsamer Wille 
der betroffenen Eigentümer nicht besteht. 

Ob das Sanierungsrecht nutzbar gemacht werden kann, indem auch 
„Energetische Missstände“ zum Anlass für Stadtumbaumaßnahmen 
genommen werden können, scheint für die Zukunft zumindest nicht 
gänzlich ausgeschlossen.  

Auch könnte gesetzgeberisch an das Instrument eines „Climate Im
provement District“ angeknüpft werden. Das macht allerdings nur 
Sinn, wenn auch das Energieeinsparrecht darauf abgestimmt wer
den kann. Außerdem sind die Grenzen des Bestandschutzes zu be
achten und zwar je mehr kooperative Ansätze verlassen und auf 
ordnungsrechtlich bezogene Maßnahmen abgestellt wird. 

Zusammenfassend ist in Bezug auf die EnEV und das EEWärmeG 
festzustellen, dass ein Systemwechsel zu einem Quartiersansatz ei
ne komplette Umstellung der Bestimmungen bzw. eine weitgehende 
Ergänzung erfordert, da bestimmt werden muss, unter welchen Vo
raussetzungen welche „Verrechnung“ stattfinden kann. Darüber hin
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aus erschwert das EEWärmeG diese Umstellung, da es bis dato 
keine Anforderungen an Bestandsgebäude stellt. Ungeachtet des
sen ist ein koordiniertes Vorgehen mehrerer Gebäudeeigentümer 
auf freiwilliger Basis, vor allem durch gemeinsam abgestimmte Pla
nung oder Umsetzung von Maßnahmen der Energieversorgung 
möglich, sinnvoll und sollte genutzt und gefördert werden. Grundla
ge sind momentan jedoch Bestimmungen, die ein solches Vorgehen 
zulassen, nicht „verordnen“. 

Planungsrechtlich ist auch gewährleistet, dass aus Klimaschutzzie
len erforderliche Flächen und Leitungen planerisch berücksichtigt 
und verankert werden können. Planerische Festsetzungen sollten al
lerdings nach Möglichkeit in ein gemeindliches Klimaschutz- und 
Energiekonzept der Gemeinden oder der Versorgungsunternehmen 
integriert werden.  

Das Planungsrecht (einschließlich städtebaulicher Verträge) ermög
licht zudem die Festsetzung von Gebieten, in denen bei Errichtung 
von Gebäuden bauliche und sonstige technische Maßnahmen für 
die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder 
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung ge
troffen werden müssen. Weitere Regelungen finden sich im Sanie
rungsrecht und den Regelungen zum Stadtumbau. 

Durch die jetzigen Regelungen wird der Bestandsschutz bestehen
der baulicher Anlagen allerdings nicht eingeschränkt. 

Zwar können private Initiativen nach Maßgabe des Landesrechts 
zugelassen und eingerichtet werden. Diese können auch für die 
Umsetzung von klimaschutz- und energieeinsparungsbezogener 
Anforderungen vor allem im Bestand genutzt werden (Climate Im
provement District). Voraussetzung ist aber eine weitgehende Zu
stimmung der Eigentümer. 

Das Planungsrecht gewährleistet damit in dem erforderlichen Maß, 
dass Quartierslösungen von den Planungsträgern umgesetzt wer
den können. Der Bestandsschutz wird weitgehend gewährleistet. 
Neubauquartiere können aber mit entsprechenden Auflagen verse
hen werden. 
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Bewertung der Modelle

a) Klassische Quartierslösung

Die Klassische Quartierslösung stellt sich weitgehend unproblema
tisch dar:

 Dieses Modell setzt durch die wirtschaftlichen Vorteile, gerade in
Bezug auf die Nutzung zentraler Energieanlagen (Kraft-Wärme-
Kopplung) und/oder Nah-/Fernwärme Anreize. Im Übrigen sind
konkrete Vorgaben des Planungsträgers möglich.

 Gesetzliche Änderungen sind nicht erforderlich. Bei weiterge
henden Änderungen insbesondere in Bezug auf den Wohnungs
bestand müsste der nach Art. 14 GG gewährleistete Bestands
schutz in ausreichendem Maß berücksichtigt werden.

 Da alle Eigentümer den Plananforderungen in gleichem Maß un
terworfen werden, spielt es keine Rolle, ob die betroffenen Ge
bäude einem oder mehreren Eigentümern gehören.

 Zusätzliche ordnungsrechtliche Ansätze sind für dieses Konzept
nicht zwingend erforderlich. Das Konzept könnte aber durch
flankierende Maßnahmen noch stärker angereizt werden.

Die Klassische Quartierslösung ist daher möglich und rechtlich aus
reichend abgesichert. Sie enthält nach wie vor gebäudebezogene 
Anforderungen. 

b) Gesamtheitliche Quartierslösungen

Vor allem seitens der Wohnungswirtschaft sind zu diesem Thema
verschiedene konkrete Vorschläge in die Diskussion gebracht wor
den.

aa) Ergänzung des Planungs- / Förderrechts 

Ein Vorschlag zielt darauf ab, den Gedanken der in privater 
Verantwortung durchgeführten Modernisierungsmaßnahmen 
weiterzuführen. Danach soll der Bund Modernisierungsmaß
nahmen, die in privater Verantwortung in einem Wohnquartier 
durchgeführt werden und zu einer nachhaltigen Einsparung 
von Endenergie und CO2 führen, fördern. Dabei soll eine öf
fentliche Förderung bereits dann ermöglicht werden, wenn 
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das erreichte energetische Niveau unterhalb der für ein ein
zelnes Gebäudes erforderlichen Niveaus bleibt, in der Ge
samtbilanz aber gleichsam die „zusammengefassten“ energe
tischen Anforderungen an die Gebäude erreicht werden12.  

Ein Wohnquartier wird nach diesen Vorstellungen definiert als 
„mehrere Wohngebäude, die in einem räumlichen und sozia
len Bezugssystem zueinander stehen“. 

Unklar ist, ob dieser Vorschlag an § 171f BauGB anknüpfen 
soll. Das würde voraussetzen, dass es zunächst zur Einrich
tung eines CID kommt, was seitens der Landesgesetzgebung 
möglich sein müsste. In diesem Fall würde sich der Gehalt 
der Vorschrift auf eine reine finanzielle Unterstützung derarti
ger Maßnahmen beschränken. Tatbestandliche Vorausset
zung wäre dann nur, dass die Wohngebäude in einem räum
lichen und sozialen Bezugssystem stehen.  

Dieser Vorschlag wirft indes mehrere Probleme auf: 

 Ungleichheit der Förderung, wenn die Länder solche CID 
nicht vorsehen und damit eine unterschiedliche Umset
zung von Bundesrecht. 
 

 Abhängigkeit des materiellen Energieeinsparrechts von 
der Ländergesetzgebung. 

 
 Einpassung von Landesrecht in die Städtebauförderung 

des Bundes. 

Daher ist wohl eher gemeint, dass es sich um eine Förderbe
stimmung handeln soll, die unabhängig von § 171f BauGB 
gelten soll. 

Dann wäre nur erforderlich, dass es sich um „in privater Ver
antwortung durchgeführte Modernisierungsmaßnahmen in ei
nem Wohnquartier handelt“. 

Hierzu wäre aber folgendes anzumerken: 

 Modernisierungsmaßnahmen von privaten Gebäuden 
werden immer in privater Verantwortung durchgeführt. 

                                                                 
12 Bislang werden Fördermittel aber nur dann zur Verfügung gestellt, wenn Maßnahmen an einem Gebäude 
über das gesetzlich vorgegebene Niveau hinausgehen. Zudem werden Mittel für die „energetische Stadtsanie
rung“ zur Verfügung gestellt, die allerdings der energetischen Konzeptplanung (Bsp. „Sanierungsmanager“) und 
nicht der Förderung von Einzelmaßnahmen dienen. 
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 Es ist unklar, was mit einem „räumlichen Bezugssystem“ 
gemeint ist. Zwar lautet der Vorschlag, dass es sich um 
eine bestimmte Anzahl von Wohngebäuden mit einer be
stimmten Anzahl von Wohneinheiten an einem „Standort“ 
handeln soll. Jedoch ist dann wiederum der „Standort“ zu 
definieren. Außerdem ist kein sachlicher Grund erkenn
bar, warum diese Vorschrift nur gelten soll, wenn es sich 
um eine bestimmte Anzahl von Gebäuden und Wohnein
heiten handelt. 

 
 Es ist unklar, was mit einem „sozialen Bezugssystem“ 

gemeint ist. Zwar lautet der Vorschlag, dass es sich um 
Gebäude eines Eigentümers an mehreren Standorten 
handeln soll. Damit wäre aber die Bestimmung zum „sozi
alen Quartier“ entbehrlich. Außerdem wäre dann wegen 
des fehlenden räumlichen Zusammenhangs der Gedanke 
eines besonders effizienten einheitlichen Versorgungssys
tems obsolet. 

 
 Es ist unklar, ab welcher Größenordnung die Vorschrift 

greifen soll (vorgeschlagen werden Maßnahmen bei 3 
Gebäuden mit insgesamt mindestens 36 WE). Allerdings 
stellt sich dann die Frage, wie bei einer derartigen Grö
ßenordnung eine besonders effiziente Umstellung auf er
neuerbare Energien, Abwärme oder Wärme aus KWK ge
lingen soll. Außerdem ist unklar, wieso die Maßnahmen 
dann nicht auch greifen sollten, wenn nur 2 Gebäude mit 
36 WE oder 1 Gebäude mit 36 WE saniert werden. 

 
 Es ist kein sachlicher Bezug zwischen der Frage der 

Energieeinsparung und des Klimaschutzes und dem 
Quartiersbezug erkennbar. Es handelt sich mithin um ein 
untaugliches und damit auch rechtlich zweifelhaftes tatbe
standliches Abgrenzungsmerkmal. Das „Quartier“ ist 
energetisch nicht per se besser zu bewerten als eine 
sonstige „Ansammlung“ von Gebäuden oder einzelne Ge
bäude. Der „Quartiersansatz ist allein aus der Überlegung 
gerechtfertigt, dass sich in einem „Quartier“, d. h. in einem 
räumlich zusammenhängenden Gebiet eine zentrale und 
effiziente Versorgung, vor allem mit Nah-/Fernwärme, or
ganisieren lässt.  
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 Die Förderung derartiger Modernisierungsmaßnahmen 
lässt sich nur schlecht in die Städtebauförderung integrie
ren. 

 
 Die Vorschläge zielen wohl eher auf die KfW Förderung 

ab. Hierzu kann es aber keine derartigen Regelungen im 
Städtebaurecht geben. Jedenfalls wären diese system
fremd. 

 
 Im Übrigen besteht mit dem Programm der KfW „Energe

tische Stadtsanierung“ bereits ein Förderprogramm, mit 
dem über einen Zuschuss Maßnahmen gefördert werden 
können, mit denen die Energieeffizienz im Quartier erhöht 
wird. Zwar sind nur kommunale Gebietskörperschaften 
und deren rechtlich unselbstständige Eigenbetriebe an
tragberechtigt, doch können diese Zuschüsse an privat
wirtschaftliche oder gemeinnützige Akteure weitergege
ben werden, zum Beispiel an Stadtwerke, Wohnungsun
ternehmen, Wohnungsgenossenschaften oder Eigentü
mer von Wohngebäuden einschließlich Wohneigentümer
gemeinschaften. Die KfW bezuschusst allerdings nur die 
Kosten für die Erstellung eines integrierten Quartierskon
zepts und die Kosten für einen Sanierungsmanager, keine 
baulichen Maßnahmen. 

 
 Eine solche Förderung wäre nur für Eigentümer nutzbar, 

die über solche Bestände verfügen. 

Insgesamt bietet es sich daher nicht an, eine derartige, rein 
abstrakte Fördervorschrift im BauGB zu verankern. Änderun
gen im BauGB wären ggf. darauf zu beschränken, dass man 
die Zielsetzung des CID in § 171f BauGB konkret verankert. 
Angesichts der praktischen Bedeutung derartiger Initiativen 
ist hiervon jedoch vorerst kein Durchbruch für die energeti
sche Sanierung von Wohnquartieren zu erwarten. Insoweit ist 
zu berücksichtigen, dass private Eigentümer eines Quartiers 
in der Regel kaum bereit sein werden, sich Maßnahmen für 
ihr Gebäude zu unterwerfen, wenn sie diese Maßnahmen je
der für sich in gleicher Weise realisieren können. Damit liefe 
die Vorschrift auf einen Anwendungsbereich für Wohnungs
unternehmen hinaus, die über nicht sanierte Wohngebäude 
im Bestand verfügen. 
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bb) Ergänzung des Ordnungsrechts 

Es wird weiter vorgeschlagen, dass Maßnahmen, die im 
Rahmen eines „integrierten Quartierkonzeptes“ umgesetzt 
werden, abweichend von der EnEV umgesetzt werden kön
nen.  

Dabei wird unter einem integrierten Quartierkonzept zunächst 
ein Bündel von Maßnahmen verstanden, das neben der 
energetischen Ertüchtigung der Gebäude eine Energiever
sorgungslösung tritt, die in der Gesamtbilanz der Maßnahmen 
in besonderem Maß zur Reduzierung der Endenergie und der 
CO2-Minderung beiträgt.  

Das würde bedeuten, dass im Ergebnis deutlich größere 
Energieeinsparungen erzielt werden, als sich dies durch blo
ße bauliche Maßnahmen im Rahmen der EnEV erzielen lie
ßen. Allerdings wird zugleich von einer „angemessenen“ Si
cherstellung des Beitrags zum Klimaschutz gesprochen. Das 
lässt darauf schließen, dass letztlich allein aus dem Umstand, 
dass mehrere Gebäude gleichzeitig saniert werden, ein „Bo
nus“ resultieren soll, weil „damit eine besondere Breite“ er
reicht wird. Dieser Bonus kann alternativ auch darin beste
hen, dass die Fördermöglichkeiten auch für solche Maßnah
men eröffnet werden. 

Damit liegt auf der Hand, dass unter dem Stichwort „Quar
tierslösung“ entweder eine Herabstufung der Anforderungen, 
alternativ eine bessere Förderung erreicht werden soll, wobei 
letztlich unklar bleibt, aus welchem „klimapolitischen“ Vorteil 
diese Besserstellung resultieren soll. Denn im Kern würde es 
sich lediglich um die gleichzeitige Erfüllung gesetzlicher An
forderungen an mehreren Gebäuden handeln. 

Soweit in diesem Zusammenhang auf die „wirtschaftliche 
Überforderung“ der Grundstückseigentümer durch die EnEV 
hingewiesen wird, ist festzustellen, dass falls eine solche be
steht,  

 die Eigentümer unwirtschaftliche Maßnahmen nach der 
EnEV wegen des gesetzlichen Wirtschaftlichkeitsvorbe
halts (§ 5 EnEG) nicht umsetzen müssen. 
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 Die Maßnahmen tendenziell wirtschaftlich eher günstiger 
werden, wenn diese gleichzeitig an mehreren Gebäuden 
durchgeführt werden 

 
 Diese Feststellung es nicht rechtfertigen würde, gerade 

die Eigentümer besser zu stellen, die die Maßnahmen 
kostengünstiger abwickeln können.  

Ein weiterer Ansatz zielt auf eine Gesamtbilanzierung von 
Altbauquartieren ab. Danach soll es ermöglicht werden, dass 
die gesetzlichen Ziele (140%-Regel gem. § 9 Abs. 1 S. 2 
EnEV) auf die sanierten Gebäude eines Quartiers zu bezie
hen. Auf diese Weise würde es ermöglicht, die Gebäude in 
einem unterschiedlichen Maß energetisch zu ertüchtigen. Vo
raussetzung wäre eine Sanierung im Rahmen eines auch 
zeitlich verbindlichen Sanierungsfahrplans. Eine Anwendung 
auf das sog. Bauteilverfahren wäre allerdings nicht möglich. 
Auch könnten Eigentümer nicht gegen ihren Willen einbezo
gen werden. 

Es stellt sich dabei allerdings die Frage, warum in einem sol
chen Fall eigentlich tatbestandlich noch an ein Quartier 
(Hausgruppe, Straßenzug), d. h. auf städtebauliche Gege
benheiten(?) angeknüpft werden soll. Denn ein sachlicher 
Bezug ist insoweit nicht (mehr) erkennbar. Die gleichen ener
getischen Einspareffekte ließen sich auch dann erzielen, 
wenn die Gebäude keinen Quartiersbezug aufweisen.  

Bei diesem Konzept spielt ein grundlegender Gedanke einer 
Quartierslösung jedenfalls keine Rolle mehr, nämlich der 
Umstand, dass in einem Quartier mit räumlichen Bezug An
forderungen durch eine gemeinsame Versorgung erreicht 
werden können. 

Im Ergebnis liefen diese Vorschläge auf einen „Emissions
handel“ im Gebäudebestand hinaus. 

Es ist hierbei aber zweifelhaft, ob eine Regelung, die nicht an 
das einzelne Gebäude anknüpft, mit der Richtlinie 
2010/31/EU vereinbar wäre. Denn die Richtlinie bezieht sich 
auf das einzelne Gebäude. Das gilt in jedem Fall für den 
Neubaubereich weil hier künftig das Niedrigstenergiegebäude 
realisiert werden soll, das einen „Ausgleich“ kaum vorstellbar 
erscheinen lässt. Im Kern ergibt sich aus den bestehenden 
Regelungen schon die Vorstellung des Europäischen Ge
setzgebers, dass jedes Gebäude und zwar auch Bestands
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gebäude nach Möglichkeit für sich gesehen die baulichen An-
forderungen erfüllen soll. Daher erscheinen auch Lösungen, 
die Anforderungen an Neubauten und Bestandsbauten mitei-
nander vermengen, rechtlich problematisch. 

Es ist auch nicht wünschenswert, wenn im Neubaubereich 
die Anforderungen hinter den gesetzlichen Anforderungen 
(dauerhaft) zurückbleiben, sofern im Wohnungsbestand hö
here Anforderungen erfüllt werden. Das würde insbesondere 
auch im Gegensatz zu dem Ansatz stehen, dass künftig alle 
Gebäude einen Niedrigstenergiestandard aufweisen sollen. 
Denn angesichts des zahlenmäßigen Verhältnisses von Neu
bau zu Bestandswohnungen besteht das Risiko, dass dann 
ein wesentlicher Teil der Neubauwohnungen eben nicht im 
Niedrigstenergiestandard realisiert werden. Das ist auch an
gesichts der europarechtlichen Vorgaben problematisch. 

Auch ist es fraglich, ob es unter wohnungspolitischen Grün
den wünschenswert ist, dass Gebäude in manchen Wohnge
genden als Ausgleich für das „Brachliegenlassen“ von Ge
bäuden in anderen Regionen sehr aufwändig modernisiert 
werden. 

Es spräche allerdings grundsätzlich nichts dagegen, dass 
Ausgleichsmaßnahmen in der Form erfolgen, dass die Anfor
derungen im Neubau (in jedem Fall) übererfüllt werden und 
dadurch Bestandsmaßnahmen weniger hohen Anforderun
gen unterliegen.  

Dadurch würden sich Neubauten zudem einem Niedrigst-
energiegebäude annähern, was ohnehin den mittelfristigen 
klimapolitischen Zielen entspricht und von der EU-
Gebäuderichtlinie für Neubauten in privater Hand ab 2021 
vorgesehen ist.  

Ein solches Vorgehen dürfte wirtschaftlich jedoch oft wenig 
Sinn machen, zumal die Realisierung eines höheren Stan
dards im Neubaubereich prinzipiell förderfähig ist. Im Ver
gleich dazu dürfte die Einhaltung der Anforderungen im 
Wohnungsbestand zudem geringere wirtschaftliche Aufwen
dungen erfordern. 

Schließlich könnte man daran denken, „Quartierslösungen“ 
nur innerhalb des Wohnungsbestandes zuzulassen.  

Eine gesetzliche Regelung, die Ausnahmen von der Erfüllung 
gesetzlicher Anforderungen zulässt, ist nicht per se problema
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tisch, solange die Ausnahmen sachlich gerechtfertigt sind. In 
diesem Fall liegt grundsätzlich kein Problem darin, dass dem 
Adressaten des Normanwendungsbefehls eine alternative Er
füllungsmöglichkeit eingeräumt wird. Das gilt umso mehr als 
damit das gesetzgeberische Ziel zumindest in gleicher Weise 
erfüllt wird. 

Die Problematik könnte sich allein daraus ergeben, dass die
se alternative Erfüllung nur Eigentümern ermöglicht wird, die 
mehrere geeignete Gebäude besitzen. Daraus dürften sich 
aber keine durchgreifenden Bedenken ergeben, denn es wer
den insoweit keine gleichen Sachverhalte unterschiedlich ge
regelt. Denn für die Befreiung von bestimmten Anforderungen 
muss der Betreffende einen Ausgleich an anderer Stelle 
schaffen. Dass dies für ihn mit (wirtschaftlichen) Erleichterun
gen verbunden sein kann, spielt insofern keine Rolle. Denn 
eine Gleichheit in diesem Sinn besteht ohnehin nicht. Die Er
füllung der Anforderungen ist für alle Normadressaten ohne
hin mit unterschiedlichem Aufwand verbunden. Die Pflichter
füllung unterliegt mit dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und der 
Erforderlichkeit einer technischen Realisierbarkeit zudem ei
ner für alle geltenden gemeinsamen Grenze. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Befreiungsmöglichkeit bei Vorliegen einer un
billigen Härte. 

Allerdings ist insoweit zu beachten, dass die Pflichten nach 
der EnEV an die Stellung des Bauherrn anknüpfen, nicht der 
des Eigentümers. Daneben sind diejenigen nach der EnEV 
verantwortlich, die im Auftrag des Bauherrn bei der Errichtung 
oder Änderung von Gebäuden oder der Anlagentechnik in 
Gebäuden tätig werden (§ 26 EnEV). 

So hat derjenige, der geschäftsmäßig an oder in bestehenden 
Gebäuden Arbeiten zur Änderung von Außenbauteilen im 
Sinne des § 9 Abs. 1 S. 1 EnEV durchführt, dem Eigentümer 
unverzüglich nach Abschluss der Arbeiten schriftlich zu bestä
tigen, dass die von ihm geänderten oder eingebauten Bau- 
oder Anlagenteile den Anforderungen dieser Verordnung ent
sprechen, § 26a EnEV (Unternehmererklärung).  

Insofern gilt jedoch wiederum, dass die Anforderungen des § 
9 Abs. 1 S. 1 EnEV als erfüllt gelten, wenn geänderte Wohn
gebäude insgesamt den Jahres-Primärenergiebedarf des Re
ferenzgebäudes nach § 3 Abs. 1 EnEV und den Höchstwert 
des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungs
fläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts nach Anlage 
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1 Tabelle 2 der EnEV um nicht mehr als 40 vom Hundert 
überschreiten (vgl. § 9 Abs. 1 Satz 2 EnEV). Bei einer Quar
tierslösung würde auf derartige Nachweise abgestellt werden 
müssen, so dass die Fachunternehmerbescheinigungen 
grundsätzlich keine Rolle spielen würden. Der Fachunter
nehmer kann die Einhaltung der EnEV ohnehin nur in Bezug 
auf Mindestanforderungen des von ihm eingebauten Bauteils 
bescheinigen. 

Des Weiteren ist zu beachten, dass der Planer und der Bau
unternehmer (auch) zivilrechtlich verpflichtet sind, die aner
kannten Regeln der Technik zu beachten. Daher ergeben 
sich vertragliche Probleme, wenn die EnEV bei Quartierslö
sungen nur technische Lösungen zulässt, die den anerkann
ten Regeln der Technik nicht genügen. Denn nach der Recht
sprechung des BGH hat jeder Auftraggeber praktisch einen 
vertraglichen Anspruch auf die Einhaltung dieses Stan
dards13. Daher müssten die vertraglichen Regelungen zwi
schen den Beteiligten derart getroffen werden, dass der Bau
herr die Beteiligten von der Einhaltung der anerkannten Re
geln der Technik insoweit ausdrücklich vertraglich entbindet. 
Dies ist zivilrechtlich aber nur schwer zu gestalten. Denn dies 
setzt grundsätzlich voraus, dass der Bauherr von den Auf
tragnehmern umfassend über die technischen Lösungen und 
deren Folgen aufgeklärt wird, die Beteiligten sicher sein kön
nen, dass der Bauherr diese Erläuterungen nachvollzogen hat 
und im Bewusstsein der Folgen die Anordnung getroffen bzw. 
den Auftrag erteilt hat, die bauliche Maßnahme entsprechend, 
d. h. ohne Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik, 
zu verwirklichen. Die Abgrenzung dürfte in der Praxis schwie
rig sein, weil es hier zu „unüblichen“ Lösungen kommen kann. 

 

cc) Zusammenfassende Bewertung 

Insgesamt ergeben sich damit für das Konzept einer „Ge
samtheitlichen Quartierslösung“ folgende Probleme: 

 
 Anreizfunktionen für eine Übererfüllung von Anforderun

gen sind nicht erkennbar. 
 

                                                                 
13 Vgl. BGH, Urteil  vom 21.11.2013 – VII ZR 275/12; Urteil  vom 7. 3. 2013 - VII ZR 134/12. 



HFK Rechtsanwälte LLP 
 

Seite 43 von 56 
 

 Anreizfunktionen für Modernisierung von Bestandsgebäu
den sind ebenfalls nicht erkennbar. Dies bedingt im Übri
gen, dass Anforderungen im Neubau im Quartier auch zu
rückgenommen werden können. Das ist im Hinblick auf 
Einführung des Konzepts des Niedrigstenergiegebäudes 
nicht sinnvoll, weil die neuen Gebäude, die in die Quar
tierslösung einbezogen werden, dann praktisch aus dieser 
Vorschrift bzw. den Anforderungen herausgenommen 
werden. 

 
 Ein größerer energetischer Nutzen des Modells ist nicht 

erkennbar. Die für ein Quartier vorgeschlagenen Parame
ter (3 Gebäude, 36 WE) lassen eine besonders effiziente 
Umstellung auf erneuerbare Energien, Abwärme oder 
Wärme aus KWK nicht erwarten. Die zentrale Energiever
sorgungslösung soll aber die Begründung dafür sein, dass 
die Gesamtbilanz der Maßnahmen in besonderem Maß 
zur Reduzierung der Endenergie und der CO2-Minderung 
beiträgt. 

 
 Weitgehende Änderungen der EnEV wären erforderlich. 

Die erforderlichen (Verrechnungs-) Regelungen wären 
komplex. Die Vereinbarkeit mit EU Recht wäre zudem 
zweifelhaft. 

 
 Eine zusätzliche Förderung wäre kaum denkbar. Das KfW-

Programm „Energetische Stadtsanierung“ zielt bereits auf 
Maßnahmen, mit denen die Energieeffizienz im Quartier 
erhöht wird (Förderung von Kosten für die Erstellung eines 
integrierten Quartierskonzepts und die Kosten für einen 
Sanierungsmanager, keine baulichen Maßnahmen). 

 
 Es ist kein sachlicher Grund für die Zusammenfassung 

von Gebäuden erkennbar (Klimaschutz und Quartiersbe
zug). Es ergeben sich zudem Abgrenzungsprobleme (Zahl 
der Gebäude, Zahl der WE, Zahl der Wohnfläche). Eine 
Abgrenzung ist daher insgesamt rechtlich problematisch. 

 
 Technische Probleme ergeben sich im Hinblick auf die 

Einhaltung eines „durchschnittlichen Transmissionswär
meverlusts“ bei unterschiedlichen Gebäuden. Daher wäre 
auch die Festlegung von zusätzlichen Mindestanforderun
gen von Gebäuden im Quartier erforderlich. 
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 Eine Verrechnung zwischen Neubauten und Bestandsbau
ten ist auch im Übrigen nicht sinnvoll: 

 
o Die Übererfüllung von Anforderungen im Neubau wäre im 

Hinblick auf die Einführung des Niedrigstenergiegebäudes 
zwar durchaus wünschenswert. Es entfällt dann aber eine 
Fördermöglichkeit durch KfW, da es sich um eine Kom
pensationsmaßnahme handeln würde. Daher besteht 
kaum ein wirtschaftlicher Anreiz. 
 

o Ein Unterschreiten der Anforderungen ist im Neubau hin
gegen nicht erwünscht. 

 
o Außerdem würde die Nutzung der Möglichkeit nur durch 

Eigentümer mit „passender“ Gebäudestruktur ein politi
sches Vermittlungsproblem aufwerfen. 

 
 Eine Verrechnung zwischen Bestandsbauten wäre zwar 

denkbar aber aus folgenden Gründen zivilrechtlich prob
lematisch: 

 
o Es gäbe zivilrechtliche Probleme zwischen Bauherr und 

Auftragnehmer wenn bei Unterschreiten der Anforderun
gen der Bereich der anerkannten Regeln der Technik ver
lassen wird. 
 

o Bei vermietetem Wohnraum wären Mieterhöhungen bzgl. 
der zusätzlichen Maßnahmen im Bestand problematisch 
(unnötige, unzweckmäßige oder überhöhte Aufwendun
gen können grundsätzlich nicht angesetzt werden). 

 
o Unternehmererklärungen nach EnEV wären nur noch ein

geschränkt sinnvoll und nutzbar. 
 

c)  Besondere Probleme der Quartierslösung bei Einbeziehung 
mehrerer Eigentümer 
 
Die Einbeziehung von verschiedenen Eigentümern in ein Gesamt
konzept bereitet erhebliche Probleme. Denn die Regelung würde es 
einem Eigentümer ermöglichen, hinter den gesetzlichen Anforde
rungen zurückzubleiben, obwohl deren Erfüllung wirtschaftlich und 
technisch möglich wäre.  
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Rechtfertigen ließe sich das nur dadurch, dass von einem zusätzli
chen (Sanierungs-) Anreiz auszugehen wäre, wenn es einem Eigen
tümer ermöglicht würde, eine Sanierung vorzunehmen, ohne die ge
setzlichen Vorgaben in Gänze zu erfüllen. Da hierfür aber ein Aus
gleich durch einen anderen Eigentümer zu erfolgen hätte, stellt sich 
die Frage, worin dessen Anreiz bestehen sollte, zusätzliche Ver
pflichtungen zu übernehmen. Dies könnte – wie im Emissionshandel 
– nur ein finanzieller Ausgleich sein. Das macht aber für die Betei lig
ten in der Regel keinen Sinn. Zum einen unterliegt ein Eigentümer 
eines Bestandsgebäudes in Bezug auf die meisten Maßnahmen gar 
keiner Durchführungspflicht. Ihm dürfte daher nur schwer zu vermit
teln sein, warum er, wenn er schon etwas für den Klimaschutz tut, 
auch noch Geld an Dritte zahlen soll, welches seinem Eigentum 
nicht zugutekommt. Für den „übererfüllenden Eigentümer“ stellt sich 
das Problem, dass im Fall von Kompensationszahlungen keine KfW-
Förderung mehr in Betracht kommt, denn die Übererfüllung wird be
reits anderweitig finanziell ausgeglichen. 
 
Weitere Probleme ergeben sich, wenn die Ausgleichsmaßnahme – 
aus welchen Gründen auch immer – nicht umgesetzt wird. Dann wä
ren Maßnahmen gegen denjenigen einzuleiten, der die Maßnahmen 
nicht (vollständig) umgesetzt hat. Denn der zahlende Eigentümer 
hätte sich ja bereits „freigekauft“. Das kann aber vor allem dann zu 
Problemen führen, wenn der Zahlungsempfänger insolvent ist.  
 
Unter diesem Gesichtspunkt würde sich zusätzlich die Frage stellen, 
ob das „Baugeld“ etwa mit Bürgschaften abzusichern ist, oder ob der 
zahlende Eigentümer erst zu zahlen hätte, wenn der Zahlungsemp
fänger die Maßnahmen abgeschlossen hat. Allerdings würde sich 
dann umgekehrt die Frage einer Absicherung des Zahlungsempfän
gers stellen („Zahlungsbürgschaft“). Derartige Absicherungen sind 
gerade für Private nicht praktikabel und kosten zusätzliche Gebüh
ren. Außerdem könnten solche Leistungen nicht durch Banken als 
Immobilienkredit (Realkredit) finanziert werden, da diese Zahlungen 
ja gerade nicht dem Eigentum des Kreditnehmers zugutekommen. 
 
Eine weitere Schwierigkeit besteht bei Eigentümerwechseln auf ei
ner Seite. 
 
Es ist schließlich offen, wie die Ausgleichssumme zu bemessen wä
re, ob etwa auf die investiven Einsparungen bei dem Zahlenden o
der auf die Mehraufwand des Zahlungsempfängers abzustellen wäre 
oder ob dies von den Beteiligten frei verhandelbar sein soll, was al
lerdings zu Manipulationen führen kann. 
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Die Eigentümer müssten sich auch an das Nachweisverfahren 
(140%-Regel nach § 9 Abs. 1 Satz 2 EnEV) halten und könnten 
nicht auf das Bauteilverfahren ausweichen. 
 
Zusammenfassend ergeben sich durch den Einbezug verschiedener 
Eigentümer bei einer „Gesamtheitlichen Quartierslösung“ folgende 
Probleme: 
 

 Die Einbeziehung von Eigentümern kann nur auf freiwilli
ger Basis erfolgen. 

 
 Vorschlag kann nur Sanierungsmaßnahmen gem. § 9 

Abs. 1 EnEV betreffen, nicht die Nachrüstung bei Anlagen 
und Gebäuden (§ 10 EnEV). 

 
 Es entsteht ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand, da ein 

Abgleich der gesamten Baumaßnahmen erforderlich ist. 
 

 Es ist regelmäßig ein (finanzieller) Ausgleich zwischen 
den einbezogenen Eigentümern erforderlich. Die Bewer
tung des Ausgleichs (Mehraufwand) wirft Probleme auf. 

 
 Der zahlende Eigentümer hat keinen zählbaren Nutzen. 

 
 Der ggf. zu zahlende Ausgleichsbetrag ist kaum über 

Bankkredit finanzierbar muss also aus Eigenmitteln be
stritten werden. 

 
 Der Zahlungsempfänger kann für „Übererfüllung“ keine 

KfW Förderung erhalten, da es sich um eine Kompensati
onsmaßnahme handelt. 

 
 Einbezogene Gebäude müssen größenmäßig und vom 

Baualter passen, sonst muss eine Mehrzahl von Eigentü
mern einbezogen werden. 

 
 Die Erfüllung der Kompensationsmaßnahme kann kaum 

rechtssicher gewährleistet werden. 
 

 Finanzielle Leistungen müssen abgesichert werden 
(Bürgschaften, grundbuchrechtliche Absicherung). 
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 Es ist ein Verzicht der Beteiligten auf das Bauteilverfahren 
erforderlich. 

 
 Zusätzliche Probleme ergeben sich bei Eigentümerwech

seln, da die Verpflichtungen ggf. von den Erwerbern 
übernommen werden müssen. Das bedingt eine Absiche
rung über das Grundbuch oder als Baulast. 

 

Probleme der Quartierslösung bei einem Eigentümer 

 
Ebenso wie bei mehreren Eigentümern stellt sich auch bei einem 
Eigentümer das Problem, wie zu verfahren ist, wenn die fraglichen 
Gebäude sich an unterschiedlichen Standorten befinden. 
 
Zwar spielt es klimapolitisch gesehen keine Rolle, wo sich die Ge
bäude befinden. Allerdings werden in einem solchen Fall mindes
tens zwei Bauvorhaben verwaltungstechnisch miteinander ver
knüpft. Denn die Bauvorhaben müssen im Rahmen der erforderli
chen Prüfungen, in der Regel Baugenehmigungsverfahren, bearbei
tet werden. Das führt wegen des erforderlichen Informationsaustau
sches zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand.  
 
Am einfachsten wäre es insoweit, wenn auf den Einzugsbereich ei
ner Behörde abgestellt werden würde. Dann wäre diese Behörde 
auch für sämtliche Baugenehmigungen zuständig und könnte das 
Projekt insgesamt prüfen. Hierdurch würden auch klare „Quartiers
bezüge“ geschaffen. Quartier wäre dann gleichbedeutend mit dem 
Zuständigkeitsbereich der unteren Bauaufsichtsbehörde, wobei man 
den Ländern insoweit eine abweichende Regelung ermöglichen 
könnte. 
 

d) Einbeziehung der Mieter 
 
Die Einbeziehung der Mieter stellt sich unter dem Gesichtspunkt als 
schwierig dar, wenn die Kosten auf die einzelnen Gebäude umge
legt werden. 
 
Zunächst stellen sich Fragen in Bezug auf die Duldungspflicht. 
Denn diese kann auch bedingen, dass die Mietsache lediglich in ei
nen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist (§ 554 Abs. 2 
BGB). Damit ergibt sich das Problem, dass die Mieter in dem Ob
jekt, dass die EnEV-Anforderungen nicht vollständig einhalten 
muss, an den Mehrkosten für die Übererfüllung an einem anderen 
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Gebäude nicht beteiligt werden können. Das ist insofern folgerichtig, 
weil ihnen die Folgen in Form von Energieeinsparungen ebenfalls 
nicht zugutekommen.  
 
Umgekehrt müssten die Mieter in dem Objekt, das die EnEV-
Anforderungen übererfüllt, an den Investitionen über Mieterhöhun
gen beteiligt werden (Mieterhöhung nach Modernisierung gem.  
§ 559 BGB).  
 
Dabei besteht das Problem, dass der Eigentümer hinsichtlich des 
betroffenen Objekts die gesetzlichen Anforderungen übererfüllt. 
Dadurch stellt sich die Frage, ob die Kosten hierfür umlagefähig 
sind, zumal die betreffenden Mieter bestreiten könnten, dass den 
erhöhten Investitionskosten auch eine entsprechende Einsparung 
bzgl. der Energiekosten gegenübersteht. Das hat der Vermieter 
dem Mieter nachvollziehbar zu erläutern (§ 559b BGB). Die Umla
gemöglichkeit nach § 559 BGB ist jedenfalls nicht per se durch die 
eine Einhaltung der EnEV-Anforderungen begrenzt. Eine Mieterhö
hung ist aber ausgeschlossen, soweit sie auch unter Berücksichti
gung der voraussichtlichen künftigen Betriebskosten für den Mieter 
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berech
tigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. Dabei 
kann der Umstand, dass die Maßnahmen über die Anforderungen 
der EnEV hinausgehen ein Indiz für Aufwendungen sein, die den 
Mieter unangemessen belasten, weil die Modernisierung damit über 
das hinausgehen, was „allgemein üblich“ ist. Bauliche Modernisie
rungsmaßnahmen, die hohe Kosten verursachen, aber nur zu ge
ringfügig gesteigerte Einspareffekte führen, können jedenfalls nicht 
ohne weiteres als Begründung für eine Mieterhöhung genommen 
werden, wenn die rechtlichen Anforderungen überschritten werden. 
Der Vermieter läuft damit Gefahr, dass er einen Teil der Kosten 
nicht in Form einer Mieterhöhung an den Mieter weitergeben kann. 
Mieter laufen im Gegenzug Gefahr, bei einer Übererfüllung der An
forderungen höhere Mieterhöhungen dulden zu müssen als dies bei 
einer reinen Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen gewesen wä
re. Gleichsam „im Gegenzug“ müssen Mieter der „kompensierten“ 
Gebäude weiter in unsanierten Wohnungen leben.  
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Bewertung einer Virtuellen Quartierslösung 
 
Ein Vorteil dieses Konzepts liegt darin, dass der Quartiersbezug 
aufgegeben wird. 
 
Bei Fehlen eines räumlichen Zusammenhangs entfällt allerdings 
auch die Möglichkeit eines effizienten einheitlichen Versorgungssys
tems und damit einer der zentralen Vorteile von Quartierslösungen 
aus Klimaschutzsicht. 
 
Das Hauptproblem liegt bei diesem Modell darin, dass unterschied
liche Bauvorhaben an unterschiedlichen Standorten miteinander 
gleichsam technisch und verwaltungstechnisch verbunden werden. 
Daraus resultiert ein erheblicher Verwaltungs- und Kontrollaufwand. 
Dieser ist allenfalls bedingt eingrenzbar, wenn nur Gebäude im Be
reich einer zuständigen unteren Bauaufsichtsbehörde einbezogen 
werden. 
 
Im Übrigen ergeben sich aber alle sonstigen Nachteile und Proble
me wie bei der „Gesamtheitlichen Quartierslösung“. 
 
 

e) Grundsätzliche Probleme der Verrechnung 
 
Um zu einem „rechnerisch“ richtigen Ergebnis bei der Anrechnung/ 
Verrechnung zu gelangen, müssen die einbezogenen Objekte etwa 
in der Größe zueinander „passen“ sonst müssten ggf. mehrere Ei
gentümer oder eine Mehrzahl nach Gebäuden (je nach Größe der 
beheizten Wohnfläche?) einbezogen werden. Die energetische Wir
kung der Maßnahmen der einbezogenen Gebäude muss quantitativ 
also in etwa gleich sein. So kann es nicht sinnvoll sein, Maßnahmen 
an einem großen Gebäude zu begrenzen, um dann die Anforderun
gen an einem Zweifamilienhaus über zu erfüllen. Daher wäre zu
mindest ein bestimmter Maßstab festzulegen, z. B. an die Wohnflä
che anzuknüpfen. 
 
Die verpflichtenden Maßnahmen gem. § 10 EnEV (Nachrüstung bei 
Analgen und Gebäuden) dürften in Bezug auf die Quartierslösung 
von vorneherein nicht in Betracht kommen14. 
 
Des Weiteren stellt sich das Problem, wie zu verfahren ist, wenn 
sich das Baualter der Gebäude erheblich unterscheidet. Denn damit 
stellt sich die Frage, ob die Einsparmaßnahme dauerhaft wirkt. Aus 
                                                                 

14 Sondern nur Maßnahmen gem. § 9 EnEV. 
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Sicht des Klimaschutzes ist es wünschenswert, wenn nicht erforder
lich, dass die zusätzliche Einsparmaßnahme wenigstens ebenso 
lange wirksam ist, wie die „eingesparte“.  
 
Wird aber eines der einbezogenen Gebäude durch einen Neubau 
ersetzt, stellt sich die Frage, ob dieser ebenfalls hinter den gesetzli
chen Anforderungen zurückbleiben darf bzw. ob die gesetzlichen 
Anforderungen ebenfalls über zu erfüllen sind, ohne dass eine wei
tere finanzielle Kompensation erfolgt. Da dies nicht sinnvoll ist, wür
de es sich anbieten, den Ausgleich in einem solchen Fall nur einmal 
wirken zu lassen. Ein Neubau müsste sich dann an den aktuellen 
gesetzlichen Vorgaben ausrichten. 
 
Um ein starkes Auseinanderfallen der Sanierungen an unterschiedli
chen Gebäuden zu verhindern muss der Eigentümer sich verpflich
ten, die Maßnahmen entweder in einer bestimmten Reihenfolge um
zusetzen oder in einem engen zeitliche Zusammenhang. Erfolgt dies 
nicht, so bedarf es effektiver Sanktionsmöglichkeiten. In jedem Fall 
müssen die Baugenehmigungen im Zusammenhang bearbeitet wer
den. Ansonsten könnte es auch zu Problemen kommen, wenn die 
Regelungen in der Zwischenzeit novelliert werden. 
 
Bei Abriss eines der betroffenen Gebäude empfehlen sich keine Be
sonderheiten in Bezug auf neue Anforderungen. Weder kann eine 
Nachrüstung des verbleibenden Bestandgebäudes, noch eine hö
herwertige Ausführung eines neuen Gebäudes verlangt werden. Das 
bedeutet aber auch, dass ggf. die Unterschreitung der Anforderun
gen dauerhaft zumindest aber für einen längeren Zeitraum perpetu
iert wird. 
 
Ein weiteres Problem besteht darin, dass im Ergebnis alle Gebäude 
mehrfach berechnet werden müssen. Es bedarf einmal einer fiktiven 
Berechnung und einer Berechnung der Wirkung der tatsächlich 
durchgeführten Maßnahmen. Die Differenz bzgl. der Primärenergie 
wäre dann zu bewerten und auszugleichen. Strebt der Eigentümer 
darüber hinaus noch eine weitere Förderung an, müsste ggf. noch 
eine weitere Berechnung zur Ermittlung der noch verbliebenen wei
teren Übererfüllung durchgeführt werden. 
 
Im Ergebnis wären diese Probleme nur zu lösen, wenn man eine 
(Verrechnungs-) Einheit von Klimapunkten schafft, die frei gehandelt 
werden könnten („climate credit points“). Das würde auch eine Absi
cherung entbehrlich machen. 
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Dies wäre auch im Hinblick auf die erforderliche Gleichbehandlung 
sinnvoll. Dies gilt nicht nur unter dem Gesichtspunkt, alle Eigentü
mer in dieses System einzubeziehen. Zu bedenken ist auch, dass 
ein Ausgleich nicht nur zwischen Eigentümern von Gebäuden in der 
gleichen Kommune, im Bereich der Zuständigkeit der gleichen unte
ren Bauaufsicht oder in dem gleichen Land möglich sein muss. Das 
gilt umso mehr, wenn sonst nur Eigentümer in den Genuss der Re
gelung kämen, deren Wohngebäude „an der richtigen Stelle“ stehen, 
Eigentümer mit Wohnhäusern an unterschiedlichen Standorten aber 
von dem System ausgeschlossen wären. Hierfür gäbe es angesichts 
des gesetzlichen Ziels kaum einen sachlichen Grund, insbesondere 
die Grenzen der Verwaltungszuständigkeit letztlich bestimmen wür
den, welche Eigentümer in den Genuss der Regelung kämen. 
 

 
3. Alternative Lösungsansatz: Emissionshandel über „climate credit 

points“ 
 

Im Ergebnis würde ein solches System eine große Beteiligungsmög
lichkeit und einen Ausgleich in einen bundesweiten Kontext zulassen. 
 
Um einen Anreiz für das System zu bieten müssten die „climate credit 
points“ bei einer weiteren Sanierung der einbezogenen Gebäude anre
chenbar bleiben, denn die bereits bezahlte bzw. vorgenommene Ein
sparung wäre ja dauerhaft. 
 
Ohne ein System von „climate credit points“ ergäbe sich zudem ein 
spürbarer Verwaltungsmehraufwand, weil die Wärmeschutznachweise 
sowie die Vereinbarungen der Eigentümer zwischen den Behörden 
ausgetauscht werden müssten. Denn diese verlangen die Wärme
schutznachweise regelmäßig im Zusammenhang mit der Bearbeitung 
der Baugenehmigungen. Das dürfte auch zu zeitlichen Verzögerungen 
führen, denn unabhängig von einer Realisierung der Maßnahmen 
müssten die Berechnungen und damit die Genehmigungsplanung für 
die einbezogenen Gebäude weitgehend abgeschlossen sein. 
 
Im Ergebnis wäre eine praktikable Umsetzung daher nur über das In-
strument der „climate credit points“ zu erreichen. Allerdings bedürfte es 
hierzu einer Stelle, die diesen Emissionshandel überwacht und steuert. 
Der Bauherr hätte dann bei einem Unterschreiten der Anforderungen 
einen Ausgleich in Form des Erwerbs von „climate credit points“ zu leis-
ten und nachzuweisen. Umgekehrt würde derjenige, der die Bedingun-
gen übererfüllt, zusätzliche Mittel erhalten. Damit es keine Überschnei-
dungen mit der KfW-Förderung gibt, müsste sich der Bauherr entschei-
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den, ob er einen Ausgleich durch den Verkauf von „climate credit 
points“ oder durch eine KfW-Förderung in Anspruch nehmen will. 
 
Allerdings müsste die finanzielle Ausgestaltung der „climate credit 
points“ attraktiver gestaltet werden als die KfW-Förderung, weil sonst 
keine „climate credit points“ für den Verkauf zur Verfügung gestellt wer
den. Das  wäre vermutlich ohnehin Folge des Systems, weil ja die tat
sächlichen Mehraufwendungen ausgeglichen werden sollen. 
 
Allerdings stellt sich dann wiederum das Problem, dass die Finanzie
rung des Systems auch dann gewährleistet sein muss, wenn diese 
„climate credit points“ nicht abgerufen werden, folglich auch keine ent
sprechend hohen Zahlungen in das System geleistet werden. Dann 
müsste ggf. der Staat einspringen und damit letztlich wie bei den KfW 
Programmen eine finanzielle Kompensation leisten. Dies kann im Er
gebnis aber einen größeren finanziellen Aufwand bedeuten, wenn der 
„Wert“ der „climate credit points“ höher zu bemessen ist als eine KfW-
Förderung. Um dies wiederum zu begrenzen müsste eine Regelung 
geschaffen werden, wonach der Verkauf von „climate credit points“ nur 
möglich ist, wenn eine entsprechende Nachfrage von Hauseigentümern 
tatsächlich existiert. Ansonsten wäre auf die KfW-Förderung zu verwei
sen. 
 
Schließlich muss das System für beide Seiten finanziell attraktiv sein. 
Ob dies der Fall ist hängt maßgeblich davon ab, ob es für den Erwerber 
von „climate credit points“ wirtschaftlicher ist, sich von seinen gesetzli
chen Verpflichtungen „frei zu kaufen“ oder die Anforderungen selbst 
einzuhalten. Das hängt aber nicht nur von den investiven Kosten, son
dern auch von den Finanzierungskosten und den erwarteten Energie
einsparungen ab. Daher muss der Preis für „climate credit points“ letzt
lich auch flexibel sein. 
 
Dies wäre ein Einstieg in den Emissionsrechtehandel in Form des „Per
sonal carbon trading“ und damit ein Systemwechsel, der zudem auch 
keinen ordnungspolitischen Ansatz sondern einen marktwirtschaftlichen 
Ansatz mit ordnungsrechtlichen Elementen verfolgt. 
 
Insgesamt ergeben sich damit folgende Punkte:  

 
a. Vorteil wäre eine bundesweite Lösung, die für jedermann nutzbar 

wäre. 
 

b. Es wäre der Einstieg in einen Emissionsrechtehandel in Form des 
„personal carbon trading“ d. h. ein marktwirtschaftliches System, mit 
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ordnungsrechtlichen Elementen, nämlich der Vorgabe, nur so viel 
CO2 emittieren zu dürfen, wie hierfür Rechte abgegeben werden. 
 

c. Eine Berechnung der „climate credit points kann nur an die CO2 
Einsparung anknüpfen. 
 

d. Das System erfordert eine verwaltende Stelle. 
 

e. Das System verursacht zusätzliche Verwaltungskosten. 
 

f. Eine Abstimmung mit der KfW Förderung ist erforderlich. 
 

g. Eine Verknüpfung des Systems mit Baugenehmigungsverfahren ist  
möglich. 
 

h. Hauptproblem ist allerdings die Tatsache, dass dieses System mit 
dem bestehenden Gebäudeansatz wenn überhaupt nur schwer in 
Einklang zu bringen ist und daher auch EU-rechtlich problematisch 
ist. 
 
 

4. Alternativer Lösungsansatz: Ausnahmeerteilung 
 
Anstelle einer generellen Reglung käme in Betracht, für den Einzelfall 
Ausnahmen durch eine Erweiterung des § 24 EnEV zu ermöglichen. 
 
Gem. § 24 Abs. 2 EnEV können die nach Landesrecht zuständigen Be
hörden auf Antrag Ausnahmen zulassen, soweit die Ziele der EnEV 
durch andere als in der Verordnung vorgesehene Maßnahmen im glei
chen Umfang erreicht werden. 
 
Eine solche Lösung hätte den Vorteil, dass sie weit weniger europa
rechtlichen Bedenken unterliegt. Auch könnte im Einzelfall geprüft wer
den, ob die Ausnahme tatsächlich zu dem gewünschten Ergebnis führt, 
zumal der Eigentümer bzw. der Bauherr hierzu einen entsprechenden 
Nachweis im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens führen müss
te. 
 
Die Praxis würde zudem erweisen, ob wirklich Bedarf an einer solchen 
Regelung besteht. Die Ermessensausübung könnte zudem durch er
messensleitende Verwaltungsvorschriften konkretisiert werden und 
damit auch eine bundesweit gleichmäßige Verwaltungspraxis absi
chern. Der Eigentümer bzw. der Bauherr müsste zur Erlangung der Be
freiung Nachweis durch Berechnungen führen. 
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Ein Problem bestünde in dem Nachweis der Einhaltung eines durch
schnittlichen Transmissionswärmeverlusts, daher wäre ein Mindestwert 
für jedes Gebäude festzulegen. 
 
Ein zusätzlicher Ausnahmetatbestand der EnEV könnte wie folgt ge
fasst werden: 

 
„Die nach Landesrecht zuständigen Behörden haben auf Antrag von den An
forderungen des § 9 Abs. 1 S. 1 dieser Verordnung für einzelne Gebäude Aus
nahmen zuzulassen, soweit der Antragsteller den Nachweis führt, dass im 
Rahmen der zeitgleichen Durchführung von Maßnahmen an anderen im Zu
ständigkeitsbereich der Genehmigungsbehörde gelegenen Gebäuden der ge
samte Jahres - Primärenergiebedarf der entsprechenden Referenzgebäude 
nach § 3 Absatz 1 insgesamt um nicht mehr als 40 vom Hundert und der 
Höchstwert des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche 
bezogenen Transmissionswärmeverlusts jedes Gebäudes nach Anlage …  
nicht überschritten wird15. Die Erteilung der Ausnahme kann widerrufen wer
den, wenn die Gesamtmaßnahme nicht innerhalb der dafür vorgesehenen 
Frist umgesetzt worden ist“. 
 

Auch eine solche Lösung hätte aber die o. g. Nachteile (Verrech
nung Neubau und Bestandsanforderungen, kein erkennbarer Nut
zen, Verwaltungsaufwand, zivilrechtliche Probleme, Eigentümer-
struktur). 

 
 

5. Förderrechtliche Aspekte 
 
Es stellt sich die Frage, ob (zusätzliche) Fördermaßnahmen in Betracht 
kommen, falls es zu einer Quartierslösung kommt. 
 
Soweit sich diese Frage im Zusammenhang mit dem Neubau eines 
Quartiers stellen, können derartige Fragen bereits jetzt einbezogen 
werden.  
 
Soweit damit Quartierslösungen im Wohnungsbestand gemeint sind, 
stellt sich die Frage, auf welcher Grundlage eine verbesserte Förder
möglichkeit beruhen soll. Da die Einhaltung bzw. Verbesserungen im 
Rahmen gesetzlichen Anforderungen nicht in Betracht kommen, könn
ten nur zusätzliche Maßnahmen, mithin eine Übererfüllung gesetzlicher 

                                                                 
15 Da § 9 EnEV die Anwendung der 140% Regelung auf einzelne Gebäude zulässt, müsste dann die 140% Rege
lung auf das „Gesamtergebnis“ Anwendung finden, d. h., das ein Gebäude die Anforderungen der EnEV nach
weislich übertreffen muss. 
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Anforderungen Gegenstand einer Förderung sein. Diese werden durch 
eine bloße „Quartierslösung“ nicht erreicht, da die Übererfüllung der 
Anforderungen bei einem Gebäude lediglich eine Kompensation der 
Nichterfüllung gesetzlicher Anforderungen bei einem anderen Gebäude 
darstellt. Bei einer zusätzlichen Förderung entfiele der „Kompensati
onseffekt“. 
 
 

6. Fragen des Verwaltungsvollzugs und des Verwaltungsaufwands 
 
Bei dem Thema Verwaltungsaufwand wird man differenzieren müssen 
zwischen der Frage der Erteilung von Genehmigungen und der Über
wachung der Maßnahmen. 
 
Soweit an „Gesamtheitliche Quartierslösungen“ gedacht wird, stellt sich 
zunächst das Problem, dass unterschiedliche Maßnahmen an ggf. un
terschiedlichen Orten, die zu unterschiedlichen Zeiten an unterschiedli
chen Objekten durchgeführt werden, nicht nur absolut zu berechnen 
und zu bewerten sind. D. h. die zuständige Behörde (in der Regel die 
untere Bauaufsicht) müsste nicht nur einen Wärmeschutz- und EnEV-
Nachweis (wie bisher) verlangen. Sie müsste für alle einbezogenen 
Gebäude Nachweise und eine Gesamtauswertung verlangen. Dabei ist 
zu beachten, dass die Baugenehmigung oft nicht versagt werden kann, 
da die EnEV nicht Teil des Bauordnungsrechts ist, sondern Energieein
sparrecht des Bundes. In der Praxis wird zudem die Einhaltung sonsti
ger öffentlicher Vorschriften (außerhalb des Planungsrechts, d. h. auch 
die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Vorschriften) vielfach nicht mehr 
geprüft und auch nicht kontrolliert. Wie die Baubehörden dieses 
„Nachweis-Konglomerat“ daher sinnvoll nachhalten und steuern sollen, 
ist unklar. 
 
Das gilt umso mehr, wenn die Gebäude in die Zuständigkeit unter
schiedlicher Behörden fallen. Dann könnte die Bauaufsicht nur mit 
„Amtshilfe“ einschreiten.  
 
Die Berechnungen sind bei der Einbeziehung unterschiedlicher Gebäu
de derart komplex, dass die Behörden dies selbst nicht leisten könnten. 
Folglich müsste der Bauherr bzw. die Bauherren eine Gesamtauswer
tung erstellen lassen. Diese müsste dann von einem anerkannten 
Sachverständigen (Bauphysiker o. ä.) geprüft werden. Das würde aller
dings erhebliche Kosten bei den Bauherren für zusätzliche Nachweise 
verursachen. 
 



HFK Rechtsanwälte LLP 
 

Seite 56 von 56 
 

Noch schwieriger stellt sich die Sachlage dar, wenn die Baubehörde 
einzuschreiten hätte, weil der Verdacht von Fehlern oder unzureichen
den Maßnahmen besteht. Dann müsste die Behörde unter Zuhi lfenah
me von externen Sachverständigen Berechnungen anstellen lassen 
und zwar notfalls außerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs. Das ist kaum 
möglich und würde jedenfalls einen erheblichen Verwaltungsaufwand 
auslösen. 
 
Diese Verfahren stünden auch im Gegensatz zu den langjährigen Be
mühungen der Länder, die Prüfungen der Bauaufsicht praktisch soweit 
zu reduzieren, dass nur noch die Einhaltung der planungsrechtlichen 
Bestimmungen geprüft wird. Gerade im Ein- und Zweifamilienhausbe
reich wird vielfach nur noch in dem sog. „vereinfachten Verfahren“ ge
prüft. 
 
Dies würde einen höheren Prüfaufwand für die Kontrolle der Einhaltung 
von energieeinsparrechtlichen Vorschriften bedeuten als er für die Kon
trolle der Einhaltung der Statik und des Brandschutzes betrieben wird. 
 
Es ist kaum vorstellbar, dass die Länder der Etablierung von Verfahren 
zustimmen, die technisch höchst komplex sind, sich über unterschiedli
che Verwaltungsbezirke erstrecken können und zudem zeitlich versetzt 
ablaufen können und in der Folge zu komplexen Verwaltungsverfahren 
führen können, wenn zugesagte Sanierungs- oder Neubaumaßnahmen 
nicht durchgeführt werden.  
 

Düsseldorf, den 24. September 2016 

Michael Halstenberg 
Rechtsanwalt 
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